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 V O R B L A T T 

 

Weisungsänderung – Stand 01.10.2024 

 Aufgrund der vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) zur Umsetzung 

der Bundesauftragsverwaltung in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung mit den Ländern erarbeiteten verbindlichen Verwaltungsvorschriften zum § 35 

SGB XII wurden die Arbeitshinweise vollständig überarbeitet. Infolgedessen erfolgten 

u. a. folgende Änderungen:  

 Die ehemaligen Kap. 2 „Gemischte Bedarfsgemeinschaften unter einem Dach“, Kap. 3 

„Ambulant betreute Wohnform“, Kap. 4 „Berücksichtigung von Kosten der Unterkunft 

von volljährigen Kindern im Haushalt von Verwandten und Verschwägerten bei Leis-

tungsgewährung nach dem 3. Kapitel SGB XII“, Kap. 7.3 „Pauschale für Haushalts-

energie“, „Kap. 8 „Mietzahlungen bei Zuzügen aus Orten außerhalb des Kreises“, 

Kap.  9 „Zusicherung zur Übernahme künftiger Unterkunftskosten, Erforderlichkeit des 

Umzuges“, Kap. 11 „Übernahme von Mietkaution und Genossenschaftsanteilen als 

Darlehen“ und Kap. 14 „Verfahrensregelungen beim Rechtskreiswechsel SGB II – 

SGB XII“ wurden angepasst und in das neue Kapitel 35.0.0 „Vorbemerkungen“ über-

nommen.  

 Kap. 5 „Berücksichtigung von Kosten der Unterkunft von volljährigen Kindern im Haus-

halt von Verwandten und Verschwägerten bei Leistungsgewährung nach dem 4. Kapi-

tel SGB XII“, Kap. 7.1 „Warmwasserkosten als Bedarf der Kosten für Unterkunft und 

Heizung nach § 35 SGB XII“, Kap. 7.2 „Mehrbedarfszuschlag für die Erzeugung von 

Warmwasser bei dezentraler Versorgung nach § 30 Abs. 7 SGB XII“, Kap. 10 „Berück-

sichtigung von Guthaben aus Heiz- und Nebenkostenabrechnungen“ und Kap. 13 

„Mietübernahme bei Inhaftierung“ sind aufgrund der hierzu getroffenen Regelungen 

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales entfallen. 

 Bezüglich der Gewährung von Unterkunftskosten in sonstigen Unterkünften wird auf 

die Ausführungen in den Arbeitshinweisen im Kapitel II - §§ 41 – 46 SGB XII verwiesen. 

Kap. 6 „Unterkunftskosten in sonstigen Unterkünften“ wurde daher entnommen. 

 Kap. 12 „Hilfe zur Sicherung der Unterkunft (§ 36 SGB XII) wurde in Kap. 36.0 überführt 

und um einige klarstellende Erläuterungen ergänzt. 

 Es wurden redaktionelle Änderungen vorgenommen.  

 

Weisungsänderung – Stand 01.02.2023 

 Als Anlage 3 wurde ein Informationsschreiben über die Unangemessenheit der KdU 

neu aufgenommen. Gemäß § 35 Abs. 2 Satz 2 SGB XII sind Leistungsberechtigte, 

deren KdU den angemessenen Umfang übersteigen, seit dem 01.01.2023 über die 

Dauer der Karenzzeit sowie über das Verfahren nach Ablauf der Karenzzeit mit dem 

ersten Bewilligungsbescheid zu unterrichten. 
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Weisungsänderung – Stand 01.01.2023 

 Das Bürgergeldgesetz tritt zum 01.01.2023 in Kraft. Die sich hieraus ergebenden Än-

derungen wurden eingearbeitet: 

 § 35 SGB XII wurde neugefasst. Es wird eine Karenzzeit für Wohnen von einem Jahr 

eingeführt. Die Regelungen sind dem Kapitel 2.2.2 zu den Arbeitshinweisen § 22 SGB 

II zu entnehmen. Abweichungen zum SGB XII sowie Übergangsregelung für die Be-

darfe für Unterkunft während der Karenzzeit wurden dargestellt.  

Die Unterschiede zur Einleitung eines Kostensenkungsverfahren sind dem Kapitel 6.1 

zu den Arbeitshinweisen § 22 SGB II zu entnehmen. 

 § 35a SGB XII wurde neu eingeführt:  

Die Regelungen zur Anerkennung der Aufwendungen für Instandhaltung und Repara-

tur bei selbst bewohnten Wohneigentum wurden aus § 22 Abs. 2 SGB II in § 35a Abs. 

1 SGB XII übernommen. Hierzu wird auf das Kapitel 7.3 zu den Arbeitshinweisen des 

§ 22 SGB II verwiesen.  

§ 35a Abs. 2 SGB XII regelt nunmehr die Vorgehensweise eines Wohnungswechsels. 

Hierzu wird auf die Arbeitshinweise zu § 22 SGB II Kapitel 8.2 verwiesen.  

Das Kapitel 11 Übernahme von Mietkautionen wurde aufgrund von § 35a Abs. 2 S. 4 

und 5 SGB XII angepasst. Darlehen sind nunmehr ab dem 01.01.2023 mit den laufen-

den Leistungen aufzurechnen. 

§ 35a Abs. 3 SGB XII (Direktzahlung an den Vermieter) entspricht § 22 Abs. 7 SGB II. 

Hierzu wird auf die Arbeitshinweise zu § 22 SGB II verwiesen. 

Weisungsänderung – Stand 01.08.2021 

 Das Kap. 10 wurde um die Zuständigkeit zur Zusicherung für Wohnungsbeschaffungs- 

und Umzugskosten sowie Mietkautionen ergänzt. 

 

24. Ergänzungslieferung - Stand 01.01.2020 

 Unter Kap. 5.2 wurde eine Änderung zu den Kosten der Unterkunft in den sog. beson-

deren Wohnformen (§ 42a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB XII) aufgenommen. 

 

Weisungsänderung – Stand 01.01.2019 

 Anlage 2 (Kostensenkungsaufforderung) wurde überarbeitet. 
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Weisungsänderung-  Stand 01.10.2018 

 Die Richtlinie wurde im Zuge der Gesamtüberarbeitung des § 22 SGB II überarbeitet. 

 Es wurden Regelungen zur einzelfallbezogenen Abweichbarkeit von den Regelungen 

aufgenommen (Kap. 2). 

 Die Regelungen zur Übernahme der Unterkunftskosten bei ambulant betreuten Wohn-

formen wurde redaktionell ergänzt (Kap. 4). 

 Unter Kap. 6 wurde die Berücksichtigung von Unterkunftskosten volljähriger Kinder im 

Haushalt von Verwandten oder Verschwägerten nach dem 4. Kapitel aufgenommen 

 Es wurden zur Bemessung der Unterkunftskosten ein sonstigen Unterkünften aufge-

nommen (Kap. 7). 

 Es wurden Verdeutlichungen der Unterschiede bei der Anrechnung von Guthaben im 

Vergleich zum SGB II aufgenommen (Kap. 11). 

 Die Regelungen zur Sicherung der Unterkunft (Kap. 13) wurden unter Verweis auf die 

bestehenden Weisungen zu § 22 Abs. 8 SGB II entfernt. Eine einzige Ausnahme bildet 

hier die Nichtberücksichtigung von Vermögen. 

 Anlage 2 (Kostensenkungsaufforderung) wurde überarbeitet. 

 

18. Ergänzungslieferung – Stand 01.10.2016 

 Das Zusicherungsverfahren zur Übernahme künftiger Unterkunftskosten sowie die Be-

urteilung der Erforderlichkeit des Umzuges wird unter Kapitel 9 geregelt. Bei der Zusi-

cherung gelten die seit 01.08.2016 geltenden Vorschriften des § 22 Abs. 4 SGB II ana-

log. Danach obliegt die Zusicherung zur Übernahme der künftigen Unterkunftskosten 

dem Träger des Zuzugsortes. 

 Mit Anlage 2 wird ein Vordruck zur Kostensenkungsaufforderung bezogen auf den 

Rechtskreis SGB XII eingefügt. 

 

16. Ergänzungslieferung- Stand 01.01.2016 

 Die Regelung des § 35 SGB XII wurden durch Gesetzesänderung zum 01.01.2016 in 

Teilen geringfügig geändert. Da sich hierdurch jedoch keine neuen Tatbestände erge-

ben, erfolgen keine weitergehenden Ausführungen hinsichtlich des geänderten Geset-

zestextes. 

 

15. Ergänzungslieferung- Stand 01.07.2015 

 Es wurden redaktionelle Änderungen vorgenommen. 
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 Aus gegebenem Anlass wird nochmals auf Kapitel 4 verwiesen, wonach im Falle von 

unangemessener Miete bei ambulant betreuten Wohnformen eine Beteiligung des 

Kreises zu erfolgen hat. 

 

13. Ergänzungslieferung- Stand 01.07.2014 

 Die Regelungen für die Gewährung von Unterkunftskosten für volljährige behinderte 

Kinder im Haushalt von Verwandten und Verschwägerten wurden überarbeitet. 

 Regelungen bei Zuzügen ins Kreisgebiet bei vorher niedrigerer Kaltmiete wurden unter 

Punkt 8 aufgenommen. 

 Zum Umgang mit Guthaben aus Heiz- und Nebenkostenabrechnungen wurden Hin-

weise unter Punkt 9 eingefügt. 

 Die Regelung zur Gewährung von Mietkautionen als Darlehen wurde neu aufgenom-

men (Kap. 8). 

 

12. Ergänzungslieferung - Stand 01.01.2014 

 Die Ausführungen zu I -  § 22 SGB II wurden aufgrund der neu erschienenen Arbeits-

hilfe des Landes NRW (6. Auflage, Stand: 01.09.2013) komplett überarbeitet. Insofern 

wird darauf verwiesen. Soweit es abweichende Regelungen gibt, gelten die nachfol-

genden Ausführungen. 

 Es wurde ein neues Kapitel 3 zu gemischten Bedarfsgemeinschaften aufgenommen.  

 Die nachfolgende Gliederung verschiebt sich entsprechend und die Kapitel 6.3.4, 7.4 

und 8.9 wurden überarbeitet bzw. ergänzt. 

 

10. Ergänzungslieferung - Stand 01.01.2013 

 Es wurde ein neues Kapitel 4 eingeführt. 

 Die nachfolgende Gliederung verschiebt sich entsprechend und wird teilweise überar-

beitet. So gelten die Regelungen für die Betreuung behinderter Kinder nicht nur bei 

Eltern, sondern auch bei der Betreuung im Haushalt von Verwandten und Verschwä-

gerten. Die Vorbemerkungen unter Kapitel 5.1 wurden entsprechend überarbeitet. 

 Die Festsetzungen der Regelsatzanpassung ab dem 01.01.2013 wurden eingearbeitet. 

 

9. Ergänzungslieferung - Stand 01.07.2012 

 Die Ausführungen im Kapitel 4 wurden überarbeitet. Die Ziffer 4.3.3 und 4.4 wurden 

neu aufgenommen. 
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8. Ergänzungslieferung - Stand 01.01.2012 

 Das Kapitel wurde aktualisiert. 

 Es wurden Ausführungen zur Berücksichtigung von Unterkunftskosten von behinderten 

Menschen im Haushalt der Eltern aufgenommen. 

 

7. Ergänzungslieferung - Stand 01.07.2011 

 Das 3. Kapitel SGB XII wurde durch Artikel 3 des Gesetzes zur Ermittlung von Regel-

bedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 

24.03.2011 neu gefasst. Die Regelungen zur Unterkunft und Heizung sind in den 

§§ 35 ff. SGB XII zusammengefasst.  

 Die Arbeitshinweise zu § 22 SGB II gelten auch für die unter das SGB XII fallenden 

Vorgänge. Soweit es abweichende Regelungen gibt, gelten die nachfolgenden Ausfüh-

rungen. 

 

Neuauflage - Stand: 01.01.2008 

 Ich verweise nunmehr auf das neu aufgenommene Kapitel I - § 22 SGB II. Die Rege-

lung zum SGB II gelten analog auch für Leistungen nach dem SGB XII. 
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35.0.0 (Vorbemerkungen) 

(1) 1 Die Regelungen der §§ 35 und 36 SGB XII sind in weiten Teilen identisch mit den Rege-

lungen des § 22 SGB II. 2 Die Richtlinie zu § 22 SGB II ist daher auch im Bereich des SGB XII 

entsprechend anzuwenden. 

(2) 1 Abweichende Regelungen und Besonderheiten des SGB XII werden nachfolgend aufge-

führt. 2 Die nachfolgenden Vorgaben gehen im Konfliktfalle den Regelungen zu § 22 SGB II 

vor. 

(3) Abweichungen von der Richtlinie sind in besonders begründeten Fällen mit Zustimmung 

des Kreises möglich. 

(4) 1 Auch ein Abweichen von der Referenzmiete kann im Einzelfall nach konkreter Prüfung 

möglich sein. 2 Auf die Ausführungen der Richtlinie zu § 22 SGB II wird verwiesen. 3 Sollten 

die Abweichungen eine Grenze von 15 % überschreiten, ist die vorherige Zustimmung des 

Kreises einzuholen. 

35.0.1 (Gemischte Bedarfsgemeinschaften unter einem Dach) 

(1) 1 Erhalten einzelne Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft Leistungen nach dem SGB XII 

und SGB II so sind die Kosten der Unterkunft und Heizung nur anteilmäßig zu gewähren. 2 

Es ist sich ggf. mit dem jeweiligen anderen Träger abzustimmen, insbesondere in folgenden 

Punkten: 

 vor Erteilung einer Zusicherung zur Anmietung einer Wohnung, 

 vor Aufforderung zur Senkung der Unterkunftskosten,  

 vor einer tatsächlichen Kürzung der Unterkunftskosten auf das angemessene Maß 

35.0.2 (Ambulant betreute Wohnformen) 

35.0.2.1 (Mietrichtwerte in ambulant betreuten Wohnformen) 

(1) Angebote des ambulant Betreuten Wohnens für Menschen mit Behinderung nehmen 

aufgrund der Ambulantisierungsbestrebungen stetig zu.  

(2) 1 Für die Umsetzung des Grundsatzes „ambulant vor stationär“ ist vor allem die An-

mietung von geeigneten Wohnungen wichtig. 2 Hierbei ist die Frage zu klären, in welcher 

Höhe die Kosten der Unterkunft anerkannt werden können. 

(3) Bei der Klärung der Frage ist wie folgt zu verfahren: 

1. Grundsätzlich gelten die angemessenen Mietrichtwerte für den Kreis Viersen. 

Sollte daher die Wohnung nach diesen Regelungen angemessen sein, ist wie in 

allen anderen Fällen zu verfahren. 

2. Wird der angemessene Mietrichtwert um mehr als 15 % überschritten, ist der 

Vorgang dem Kreis Viersen zur Entscheidung vorzulegen. Im Einzelfall wird dann 

von dort die Entscheidung zu treffen sein, ob zur Unterstützung der Ambulanti-

sierung ein höherer Mietwert akzeptiert werden kann und ob ggf. bereits Sonder-

vereinbarungen bezüglich des betreffenden Objektes getroffen worden sind. 
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Hierbei werden dann auch die eingesparten Kosten für die stationäre Unterbrin-

gung mit zu beachten sein.  

3. Der Kreis Viersen gibt nach dieser Entscheidung den Vorgang mit der Bitte um 

abschließende Entscheidung und Bearbeitung an die jeweilige Stadt oder Ge-

meinde zurück. 

(4) Anfragen von Vermietern/Investoren, die sich auf die Festsetzung der Mietrichtwerte 

beziehen, sind dem Kreis zu übermitteln bzw. an den Kreis zu verweisen. 

35.0.2.2 (Erstausstattung in ambulant betreuten Wohnformen) 

Anträge auf Gewährung von Erstausstattungsbeihilfen in ambulant betreuten Wohnfor-

men werden in Kreiszuständigkeit bearbeitet und sind entsprechend vorzulegen. 

35.0.3 (Berücksichtigung von Kosten der Unterkunft von volljährigen Kindern 

im Haushalt von Verwandten und Verschwägerten bei Leistungsgewährung 

nach dem 3. Kapitel SGB XII) 

(1) 1 Unterkunftskosten für volljährige Kinder mit Behinderung im Haushalt von Verwandten 

und Verschwägerten werden in Höhe der anteiligen, angemessenen Nebenkosten aner-

kannt, wie sie auch nach der Betriebskostenverordnung berücksichtigt werden können. 2 

Heizkosten sind – im angemessenen Rahmen – kopfteilig ebenfalls zu berücksichtigen. 

(2) 1 Aufwendungen für Kaltmiete bzw. Schuldzinsen bei finanziertem Eigenheim werden – 

anders als vor der Rechtsprechung des BSG – nicht anerkannt, da hier nicht von tatsächli-

chen Aufwendungen des Hilfebedürftigen ausgegangen werden kann. 2 Die Eltern als Mie-

ter bzw. Eigentümer sind in der rechtlichen Verpflichtung zur Zahlung dieser Kosten. 3 So-

fern der Leistungsberechtigte nicht im Haushalt der Eltern lebt, sondern von weiter entfern-

ten Verwandten oder Verschwägerten, z.B. Onkel/Tante, ist im Rahmen einer Einzelent-

scheidung zu prüfen, ob ggfs. doch die Gewährung anteiliger Kaltmiete in Betracht kommt. 

(3) 1 Mietverträge bzw. Untermietverträge mit den Eltern können nicht rechtswirksam abge-

schlossen werden, wenn die Eltern gleichzeitig Betreuer der Kinder mit dem Wirkungskreis 

„Vermögenssorge“ sind (In-Sich-Geschäft nach § 181 BGB). 2 Wenn die Eltern jedoch beim 

Amtsgericht einen Ergänzungsbetreuer mit dem Wirkungskreis „Abschluss eines Mietver-

trages“ bestellen lassen, kann auch die Gewährung einer Kaltmiete gefordert werden. 3 Die 

anzuerkennende Miete kann jedoch nicht höher sein als der kopfanteilige Betrag, der nach 

§ 35 SGB XII i.V. mit § 22 SGB II als angemessen anzusehen ist. 4 Es können somit höchs-

tens von dem nach dem schlüssigen Konzept angemessenen Betrag der jeweilige Pro-

Kopf-Anteil gewährt werden.  

(4) Die Vorlage eines Mietvertrages, i. d. R. durch einen Ergänzungsbetreuer abgeschlos-

sen, reicht aus.  

(5) 1 Dies gilt auch, wenn der behinderte Volljährige mit in den Mietvertrag, den die Eltern 

mit einem Vermieter abgeschlossen haben, aufgenommen wurde. 2 Auch hierzu ist ein Er-

gänzungsbetreuer erforderlich. 
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(6) 1 Dies bedeutet für die Gewährung von Leistungen an behinderte Kinder im Haushalt 

der Eltern folgendes: 2 Bei Neuanträgen werden für die volljährigen behinderten Kinder Ne-

benkosten und Heizkosten im angemessenen Rahmen berücksichtigt. 3 Mietverträge wer-

den nur anerkannt, wenn ein Ergänzungsbetreuer bestellt wurde, der den Mietvertrag mit 

den Eltern abgeschlossen hat.  4 Die Kaltmiete wird jedoch höchstens in der Höhe aner-

kannt, wie es dem Pro-Kopf-Anteil entspricht unter Berücksichtigung einer angemessenen 

Miete. 

(7) Die vorstehenden Regelungen gelten ausschließlich für Leistungsberechtigte nach dem 

3. Kapitel SGB XII. 

(8) Lebt das volljährige Kind in einer eigenen Wohnung, die den Eltern gehört, sind die 

angemessenen Unterkunftskosten (Kaltmiete und Betriebskosten/Heizkosten) zu überneh-

men, entsprechend der Ausführungen zu I - § 22 SGB II.   

35.0.4 (Pauschalen für Haushaltsenergie (Energiepauschalen) im Regelsatz 

(1) 1 Die Übernahme von Kosten der reinen Haushaltsenergie, die vom Regelbedarf erfasst 

sind, ist im Rahmen der Kosten für die Unterkunft (§ 35 SGB XII, § 22 SGB II) weiterhin 

unzulässig. 2 Für den Fall, dass z. B. bei Untermieten diese Kosten in der Miete enthalten 

und gesondert ausgewiesen sind, ist nach § 27a Absatz 4 Satz 1 SGB XII ein Betrag in der 

in Kap. III – Sozialleistungsbeträge genannten Höhe von der Regelleistung in Abzug zu 

bringen. Hinsichtlich der vollständigen Voraussetzungen der abweichenden Regelsatzfest-

setzung wird auf die Ausführungen in Kap. II - §§ 27 – 29 SGB XII verwiesen.  

(2) 1 Nach der Rechtsprechung des BSG1 hat ein Abzug des Energieanteils für das Kochen 

zu unterbleiben, wenn sich ein Bezugspunkt für dessen realistische Schätzung nicht finden 

lässt. 2 Dies ist mit der neuen Systematik der Regelbedarfsbemessung der Fall. 3 Der Bun-

desgesetzgeber gibt hierfür keinen Anhaltspunkt und differenziert die in die Regelbedarfs-

ermittlung eingeflossenen Kosten für Haushaltsenergie nicht weiter aus, so dass für den 

Träger der Sozialhilfe kein Raum für eigene, regionale Schätzungen gegeben ist. 4 Der 

Abzug von Kochenergiepauschalen hat daher mit Wirkung vom 01.01.2011 zu unterbleiben. 

5 Entsprechende Beträge sind daher nicht in der Anlage enthalten. 

35.0.5 (Mietzahlungen bei Zuzügen aus Orten außerhalb des Kreisgebietes) 

1 Bei Zuzügen in den Kreis Viersen ist, auch im Falle einer vorher günstigeren Wohnung, 

die Bruttokaltmiete bis zur örtlichen Angemessenheit zu übernehmen. 2 Die Regelungen 

des § 22 SGB II gelten vorliegend, mangels gesetzlicher Regelung im SGB XII, nicht ent-

sprechend. 

35.0.6 (Zusicherung zur Übernahme künftiger Unterkunftskosten, Erforder-

lichkeit des Umzugs) 

(1) 1 Nach § 35a Absatz 2 S. 1 SGB XII haben Leistungsberechtigte vor Abschluss eines 

Vertrages über eine neue Unterkunft den dort zuständigen Träger der Sozialhilfe über die 

                                                 
1 vgl. BSG, Urteil vom 19.10.2010, Az.: B 14 AS 50/10 R und 24.11.2011, Az.: B 14 AS 151/10 R. 
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nach § 35 Absatz 3 S.1 und 2 maßgeblichen Umstände in Kenntnis zu setzen. 2 Eine Zu-

stimmungsvoraussetzung ergibt sich hieraus jedoch nicht.2 

(2) 1 Für Umzüge gilt daher die Zusicherungsvorschrift des § 22 Absatz 4 SGB II analog. 

2 Danach obliegt die Zusicherung zur Übernahme der künftigen Unterkunftskosten dem Trä-

ger des Zuzugsortes.  

(3) 1 Bezogen auf Umzüge innerhalb des Kreis Viersen obliegt die Zusicherung für die künf-

tigen Unterkunftskosten dem Sozialamt des Zuzugsortes. 2 Zusicherung zu den künftigen 

Unterkunftskosten und Erforderlichkeit des Umzuges sind dabei voneinander zu trennen.  

(4) 1 Ist ein Umzug nicht erforderlich, so wird die Zustimmung zum Umzug versagt mit der 

Konsequenz, dass auch keine Umzugskosten etc. übernommen werden. 2 Die Zusicherung 

für die Kosten der neuen Wohnung kann dennoch erteilt werden, sofern Angemessenheit 

vorliegt. 3 Fehlende Erforderlichkeit eines Umzuges führt nicht zu einer generellen Versa-

gung der künftigen Unterkunftskosten. 

(5) 1 Gem. § 35a Absatz 2 S. 5 SGB XII können Wohnungsbeschaffungskosten, Mietkauti-

onen und Umzugskosten bei vorheriger Zustimmung übernommen werden. 2 An dieser 

Stelle fehlt es an einer Regelung, wer für die Erteilung der Zustimmung örtlich zuständig ist. 

3 Hier kommt die allgemeine Regelung des § 98 Absatz 1 S. 1 SGB XII in Betracht. 4 Danach 

ist der Sozialhilfeträger örtlich zuständig, in dessen Bereich sich der Leistungsberechtigte 

aufhält. 5 Dies entspricht auch der Regelung des § 22 Absatz 6 S. 1 SGB II: 

Zusicherung und Übernahme: 

 Wohnungsbeschaffungskosten: zuständiger Träger des Wegzugortes  

 Umzugskosten: zuständiger Träger des Wegzugortes 

 Mietkaution: zuständiger Träger des Zuzugsortes 

35.0.7 (Übernahme von Mietkautionen und Genossenschaftsanteilen als Dar-

lehen) 

1 Im Falle einer Übernahme einer Mietkaution und Genossenschaftsanteilen als Darlehen 

besteht durch die Einführung des Bürgergeldgesetzes zum 01.01.2023 nunmehr eine ge-

setzliche Grundlage zur Aufrechnung des Betrages mit den laufenden Leistungen. 2 Gem. 

§ 35a Absatz 2 S. 6 SGB XII sind Rückzahlungsansprüche aus Darlehen, solange die Dar-

lehensnehmer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes beziehen, ab dem Monat 

der auf die Auszahlung folgt, durch monatliche Aufrechnung i. H. v. 5 % der maßgebenden 

Regelbedarfsstufe zu tilgen. 3 An dieser Stelle wird auf Kap. II - § 22 SGB II verwiesen. 

35.0.8 (Verfahrensregelung beim Rechtskreiswechsel SGB II – SGB XII) 

(1) Sofern Fallübergänge mit bereits abgeschlossenem Kostensenkungsverfahren aus dem 

Rechtskreis SGB II erfolgen, sind die bisher anerkannten und ggf. auf Angemessenheit 

reduzierten Unterkunftsbedarfe auch weiterhin anzuerkennen.  

                                                 
2 vgl. Wrackmeyer-Schoene in Grube/Wahrendorf/Flint SGB XII, 8. Auflage 2024, § 35a Rn. 10. 
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(2) 1 Erfolgt der Rechtskreiswechsel innerhalb der vom Jobcenter ausgesprochen 6-mona-

tigen Frist zu Senkung der Unterkunftskosten, so wirkt die Kostensenkungsaufforderung 

auch im Rechtskreis des SGB XII bis zum Ablauf der gesetzten Frist weiter. 2 Einer weiteren 

Aufforderung durch den Grundsicherungsträger bedarf es nicht. 3 Sofern Differenzbeträge 

bislang aus eigenen Mitteln begleichen wurden, so ist auch hier weiterhin eine Überprüfung 

der Herkunft der Differenzbeträge durchzuführen. 

35.1.0 (Regelungsinhalt)  

1 Absatz 1 Satz 1 regelt den Grundsatz, dass Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung 

in tatsächlicher Höhe als Bedarf anerkannt werden, soweit sie angemessen sind. 2 Ein An-

spruch auf Vermittlung oder Bereitstellung von Wohnraum ergibt sich hieraus nicht. 3 Die 

Sätze 2 bis 6 enthalten Regelungen zur Karenzzeit, während der die tatsächlichen Aufwen-

dungen für die Unterkunft zu berücksichtigen sind. 

35.1.1 (Abgrenzung zu anderen Vorschriften)  

1 Angemessene Bedarfe für Unterkunft und Heizung sind für den nach dem Vierten Kapitel 

des SGB XII leistungsberechtigten Personenkreis nur nach § 35 anzuerkennen, soweit 

§ 42a keine abweichende Regelung trifft. 2 Für nachfolgende Lebenssachverhalte enthält 

§ 42a besondere Regelungen:  

 Leistungsberechtigte, die zusammen mit mindestens einem Elternteil, mit mindes-

tens einem volljährigen Kind oder mindestens einem volljährigen Geschwisterkind 

zusammen in deren Mietwohnung oder deren Eigentumswohnung/ Eigenheim leben 

und keiner vertraglichen Zahlungspflicht zur Nutzung ihres Wohnraumes ausgesetzt 

sind,  

 Leistungsberechtigte, die mit anderen Personen zusammen in einer Wohnung 

i. S. d. § 42a Absatz 2 in einer Wohngemeinschaft oder zusammen mit mindestens 

einem Elternteil, mit mindestens einem volljährigen Kind oder mit mindestens einem 

volljährigen Geschwisterkind leben und vertraglich zur Tragung von Aufwendungen 

zur Unterkunft und Heizung verpflichtet sind,  

 Leistungsberechtigte, die nicht in einer Wohnung nach § 42a Absatz 2 leben, weil 

ihnen zur Erbringung von Leistungen nach Teil 2 des Neunten Buches allein oder 

zu zweit ein persönlicher Wohnraum und zusätzliche Räumlichkeiten zur gemein-

schaftlichen Nutzung zu Wohnzwecken überlassen wurden (sogenannte besondere 

Wohnform),  

 Leistungsberechtigte, die in einer sonstigen Unterkunft leben.  

3 Für leistungsberechtigte Personen, deren notwendiger Lebensunterhalt sich nach § 27b 

Absatz 1 Satz 2 oder nach § 27c Absatz 1 Nummer 2 ergibt, ist § 35 nicht anzuwenden (vgl. 

§ 42 Nummer 4b). 

35.1.2 (Unterkunft)  

(1) 1 Unter einer Unterkunft ist jede Einrichtung oder Anlage zu verstehen, die geeignet ist, 

vor der Witterung zu schützen und eine gewisse Privatsphäre (einschließlich der Möglich-

keit, private Gegenstände wie Kleidung, Hausrat und Möbel zu verwahren) gewährleistet. 
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2 Die Räume müssen dabei grundsätzlich der Deckung des Unterkunftsbedarfs dienen und 

hierfür bestimmt sein. 3 Dabei ist es unerheblich, ob die Unterkunft bauordnungsrechtlichen 

oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften entspricht. 

(2) 1 Unterkünfte i. S. d. § 35 sind neben Mietwohnungen und selbstgenutztem Wohneigen-

tum (zum Begriff „Wohnung“) zum Beispiel auch Not-, Obdachlosen- und Flüchtlingsunter-

künfte, Frauenhäuser, Bau- und Wohnwagen, Zimmer in Beherbergungsbetrieben, Garten-

häuser oder Wohnschiffe. 2 Vom Unterkunftsbegriff nicht erfasst sind dagegen etwa Schlaf-

säcke, ein lediglich mit einer Schlafstelle (Matratze) ausgestattetes Kraftfahrzeug (Klein-

bus) oder das Fahrerhaus eines offenen Pritschenwagens, da sie die Merkmale einer Un-

terkunft (z. B. hinreichender Schutz) nicht erfüllen. 3 Ebenso wenig fallen unter den Begriff 

der Unterkunft i. d. R. gewerblich genutzte Räume oder Räumlichkeiten, die der Lagerung 

von Gegenständen dienen. 4 Etwas anderes gilt dann, wenn Räume sowohl gewerblich als 

auch privat zu Wohnzwecken genutzt werden und eine Aufteilung zwischen gewerblich und 

privat genutzten Räumen nicht möglich ist und eine weitere Wohnzwecken dienende Un-

terkunft nicht vorhanden ist. 

35.1.2.1 (Tatsächlich genutzte Unterkunft)  

(1) 1 Die Berücksichtigung als Unterkunftsbedarf setzt voraus, dass die Unterkunft tat-

sächlich von der leistungsberechtigten Person überwiegend bzw. als Lebensmittelpunkt 

genutzt wird. 2 Eine Anerkennung des Unterkunftsbedarfs scheidet daher bei einer Un-

tervermietung der gesamten Unterkunft oder deren vollständiger Überlassung an Dritte 

aus. 3 Wird nur ein Teil der Unterkunft selbst bewohnt und der übrige Teil untervermietet, 

sind nur die Aufwendungen als Unterkunftsbedarf zu berücksichtigen, die nach Abzug 

der Untermieteinnahmen verbleiben.  

(2) 1 Eine vorübergehende Abwesenheit der leistungsberechtigten Person (z. B. Kran-

kenhausaufenthalte, Übernachtung bei Dritten, kürzere Besuchsreisen, den gewöhnli-

chen Inlandsaufenthalt unberührt lassende Auslandsaufenthalte) ist unschädlich, wenn 

die tatsächliche Nutzung der Unterkunft dadurch nicht aufgegeben wird. 2 Während einer 

Freiheitsstrafe scheidet eine Anerkennung des Unterkunftsbedarfs aus, da es regelmä-

ßig an der tatsächlichen Nutzung der Unterkunft fehlt. 3 An einer tatsächlichen Nutzung 

der Unterkunft fehlt es auch, wenn von Suchtmitteln abhängige leistungsnachsuchende 

Personen sich nach einer Entwöhnungsbehandlung in Adaptionseinrichtungen aufhal-

ten. 4 Gilt die Unterkunft nicht mehr als genutzt, kommen unterkunftserhaltende Leistun-

gen nach den §§ 67, 68 SGB XII in Betracht.  

(3) 1 Eine tatsächliche Nutzung liegt auch dann vor, wenn die Nutzung aus zivilrechtli-

chen oder öffentlich-rechtlichen Gründen rechtswidrig ist. 2 Zivilrechtlich rechtswidrig ist 

z. B. die Nutzung einer Wohnung ohne Mietvertrag bzw. die Weiternutzung einer Woh-

nung nach wirksamer Kündigung. 3 Eine unrechtmäßige Nutzung kann auch im baurecht-

lichen Sinne vorliegen (z. B. fehlende Baugenehmigung).  

(4) 1 Wenn die tatsächliche Nutzung der Unterkunft nicht hinreichend nachgewiesen ist, 

sind die Aufwendungen für die Unterkunft vom Träger der Sozialhilfe nicht anzuerken-

nen. 2 Die Darlegungs- und Beweislast für die tatsächliche Nutzung der Unterkunft liegt 

bei der antragstellenden oder leistungsberechtigten Person. 3 Ihrer Darlegungs- und Be-

weislast kommt die antragstellende oder leistungsberechtigte Person i. d. R. durch Vor-
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lage des Mietvertrags und des Personalausweises oder einer (aktuellen) Meldebeschei-

nigung nach. 4 Wenn gewichtige Indizien gegen eine tatsächliche Nutzung der Unterkunft 

bestehen (z. B. extrem niedrig ausgewiesener Energie- und Wasserverbrauch, keine 

Postzustellung an die Person unter der Adresse möglich), sind diese Indizien durch qua-

lifizierten Vortrag und ggf. Vorlage weiterer Nachweise zu entkräften. 

35.1.2.2 (nur eine Unterkunft)  

1 Grundsätzlich sind als monatlicher Unterkunftsbedarf lediglich die Aufwendungen für 

eine Unterkunft berücksichtigungsfähig. 2 Dies gilt auch dann, wenn die leistungsberech-

tigte Person mehrere Unterkünfte nutzt und rechtlich nutzen kann. 3 Maßgeblich ist dann 

regelmäßig die Unterkunft, die den Lebensmittelpunkt bildet, also überwiegend genutzt 

wird. 4 Unterkunftskosten für mehr als eine Unterkunft in einem Monat (doppelte Unter-

kunftskosten) können aufgrund eines Wohnungswechsels in Ausnahmefällen übernom-

men werden (vgl. 35a.2.3.3). 

35.1.3 (zu berücksichtigende Unterkunftsaufwendungen) 

35.1.3.1 (allgemeine Regelungen)  

(1) 1 Aufwendungen der Unterkunft sind alle rechtswirksamen Zahlungsverpflichtungen, 

mit Ausnahme des Haushaltsstroms, die im Bewilligungszeitraum für die Nutzung einer 

Unterkunft Dritten geschuldet werden. 2 In zeitlicher Hinsicht sind Aufwendungen zu be-

rücksichtigen, denen die leistungsberechtigte Person im jeweiligen Bewilligungszeitraum 

ausgesetzt ist. 3 Die Aufwendungen können regelmäßig monatlich, in größeren Abstän-

den oder einmalig anfallen. 4 Zu berücksichtigen sind die Aufwendungen im jeweiligen 

Monat ihrer Fälligkeit. 5 Anerkennungsfähig sind grundsätzlich auch solche Aufwendun-

gen, die vor Eintritt der Hilfebedürftigkeit bzw. eines Antrages tatsächlich entstanden 

sind, aber erst später fällig werden. 

Beispiel:  

Person A wurde Grundsicherung für den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 
2021 bewilligt. Die monatlichen Unterkunftskosten betragen 400 Euro (320 Euro Nettokalt-
miete; 50 Euro Wasser/ Abwasser; 30 Euro sonstige Nebenkosten). Diese Unterkunftskos-
ten sind jeweils zu Beginn eines Monats fällig. Hinzu kommen Abfallgebühren in Höhe von 
jeweils 50 Euro, welche im Januar und September fällig sind, sowie eine Nachforderung 
der Abfallgebühren für das Vorjahr in Höhe von 15 Euro, welche ebenfalls im Januar 2021 
fällig ist. Daraus ergibt sich ein Unterkunftsbedarf für den Monat Januar 2021 in Höhe von 
insgesamt 465 Euro und für den Monat September 2021 in Höhe von insgesamt 450 Euro, 
für die übrigen Monate in Höhe von 400 Euro. 

6 Nicht als Bedarf sind dagegen solche Aufwendungen anzuerkennen, die vor Eintritt der 

Hilfebedürftigkeit bzw. vor dem Monat der Antragstellung fällig wurden. 7 Nach § 44 Ab-

satz 2 Satz 1 wirkt ein Antrag auf Grundsicherung nur auf den Ersten des Antragsmonats 

zurück. 8 Grundsicherungsleistungen dürfen nicht für Zeiträume vor Antragstellung er-

bracht werden (§ 44 Absatz 2 Satz 2). 

Beispiel:  
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Person B, die aus ihrem Einkommen ihren notwendigen Lebensunterhalt (monatliche Un-
terkunftskosten in Höhe von 500 Euro) in voller Höhe decken kann (es besteht ein Einkom-
mensüberschuss von 100 Euro), erhält nach Entrichtung aller Vorauszahlungen eine Be-
triebskostennachforderung in Höhe von 400 Euro mit Fälligkeit im Oktober 2021 und stellt 
im November 2021 einen Antrag auf Übernahme dieser Nachforderung.  

Durch die (einmalige) Steigerung des Unterkunftsbedarfs von 500 Euro auf 900 Euro be-
stünde im Oktober 2021 rechnerisch ein Anspruch auf Grundsicherung in Höhe von 300 
Euro. Da der Antrag auf Grundsicherung allerdings erst im November 2021 gestellt wurde, 
ist in diesem Monat eine Berücksichtigung der im Oktober 2021 fälligen Betriebskosten-
nachforderung als Bedarf unzulässig. Der Antrag auf Grundsicherung wirkt nur auf den 1. 
November 2021 zurück. 

9 Ebenfalls nicht als Bedarf anzuerkennen sind solche Aufwendungen, die während der 

Hilfebedürftigkeit entstanden sind, aber erst nach deren Ende fällig werden. 

Beispiel:  

Person C bezog im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 Grundsicherung. 
Seit dem 1. Januar 2022 kann C ihren notwendigen Lebensunterhalt aus ihrem gestiege-
nen Einkommen (z. B. Wechsel der Rentenart mit höherem Rentenzahlbetrag) in voller 
Höhe decken. Es besteht ein Einkommensüberschuss von 70 Euro monatlich. Im April 
2022 erhält sie eine Betriebskostennachforderung für das Abrechnungsjahr 2021 in Höhe 
von 50 Euro mit Fälligkeit Mai 2022. Da der Leistungsbezug von C im Dezember 2021 
endete und sie aufgrund des Einkommensüberschusses von 70 Euro monatlich ihren Be-
darf inklusive der Betriebskostennachforderung selbst decken kann, sind keine Leistungen 
der Grundsicherung für den Monat Mai zu gewähren. 

(2) 1 Die leistungsberechtigte Person muss zudem einer wirksamen, nicht dauerhaft ge-

stundeten Forderung ausgesetzt sein. 2 Hierbei genügt, dass die Forderung nicht offen-

sichtlich unberechtigt ist. 3 Dies gilt auch bei Wohnraumüberlassung bzw. Mietverträgen 

unter Verwandten. 4 Hiernach muss zwischen den Vertragsparteien Einigkeit über die 

vereinbarten Hauptleistungspflichten (Überlassung des Wohnraums und Entrichten des 

Mietzinses) bestehen. 5 Ein Schriftformerfordernis besteht nicht.  

(3) 1 Fehlt es bisher an tatsächlichen Zahlungen, ist zu prüfen, ob die entsprechende 

Forderung besteht oder die Nichtzahlung auf einer Nichternsthaftigkeit der Zahlungsver-

einbarung beruht, weil ein Scheingeschäft (§ 117 BGB) vorliegt. 2 Indizien für ein Schein-

geschäft können sein:  

 die Wohnung konnte bisher unentgeltlich genutzt werden und der Mietvertrag 

wurde in engem zeitlichen Zusammenhang mit der Antragstellung auf Leistungen 

abgeschlossen, ohne dass sich die Vertragsparteien geändert haben,  

 zur vertraglichen Vereinbarung werden widersprüchliche Angaben z. B. hinsicht-

lich der vereinbarten Miethöhe, des Vertragsbeginns oder der zur Verfügung ge-

stellten Räumlichkeiten gemacht oder widersprüchliche Unterlagen eingereicht,  

 trotz eines (langfristig) bestehenden Mietvertrages hat die leistungsberechtigte 

Person über einen längeren Zeitraum keine Mietzahlung geleistet, ohne dass 

dies zu mietrechtlichen Konsequenzen geführt hat.  

(4) 1 Sofern die Unterkunft von mehreren Personen gemeinsam genutzt wird, sind die 

Aufwendungen für Unterkunft und Heizung grundsätzlich nach der Zahl der im Haushalt 



II - §§ 35 - 36 SGB XII 
 

Unterkunft und Heizung 
 

  Seite 11 von 37 
  Stand: 01.10.2024 

lebenden Personen aufzuteilen (Kopfteilprinzip) und den Haushaltsmitgliedern kopfteilig 

als Bedarf zuzuordnen. 2 Die Aufwendungen werden dabei in der Regel unabhängig von 

Alter und Nutzungsintensität pro Kopf aufgeteilt, wenn leistungsberechtigte Personen 

eine Unterkunft gemeinsam mit anderen Personen, insbesondere Familienangehörigen 

nutzen. 3 Ausnahmen vom Kopfteilprinzip sind stets dann erforderlich, wenn rechtlich 

verbindliche Regelungen eine andere Aufteilung vorsehen. 4 Dies kann bspw. eine wirk-

same vertragliche Vereinbarung über eine andere Aufteilung im (Unter-)Mietvertrag sein. 

35.1.3.2 (Grund-/Nettokaltmiete und Betriebskosten bei Mietwohnungen)  

(1) 1 Bei Mietwohnungen umfassen die tatsächlichen Aufwendungen die nach dem Miet-

vertrag für den bestimmungsgemäßen Gebrauch der Mietsache geschuldeten Kosten. 

2 Hierzu zählen zum einen die vertraglich vereinbarte Miete (Grund-/ Nettokaltmiete) so-

wie die mietvertraglich geschuldeten Betriebskosten im Sinne des § 556 Absatz 1 BGB 

i. V. m. § 2 BetrKV. 3 Hiervon können – je nach mietvertraglicher Vereinbarung - umfasst 

sein:  

• laufende öffentliche Lasten des Grundstücks,  

• Kosten der Wasserversorgung,  

• Kosten der Entwässerung,  

• Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage bzw. Brennstoffversorgungsan-

lage, der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme oder der Reinigung und 

Wartung von Etagenheizungen und Gaseinzelfeuerstätten,  

• Kosten des Betriebs der zentralen Warmwasserversorgungsanlage bzw. der eigen-

ständig gewerblichen Lieferung von Warmwasser oder der Reinigung und Wartung 

von Warmwassergeräten,  

• Kosten verbundener Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen,  

• Kosten des Betriebs des Personen- oder Lastenaufzugs,  

• Kosten der Straßenreinigung und Müllbeseitigung,  

• Kosten der Gebäudereinigung (gemeinschaftliche Treppenreinigung) und Unge-

zieferbekämpfung,  

• Kosten der Gartenpflege,  

• Kosten der Beleuchtung gemeinschaftlich genutzter Flächen,  

• Kosten der Schornsteinreinigung,  

• Kosten der Sach- und Haftpflichtversicherung,  

• Kosten für den Betrieb der Gemeinschafts-Antennenanlage oder den Betrieb der mit 

einem Breitbandnetz verbundenen privaten Verteilanlage oder den Betrieb einer ge-

bäudeinternen Verteilanlage, die vollständig mittels Glasfaser mit einem öffentlichen 

Netz mit sehr hoher Kapazität im Sinne des § 3 Nummer 33 TKG verbunden ist, 

wenn der Mieter seinen Anbieter von öffentlich zugänglichen Telekommunikations-

diensten über seinen Anschluss frei wählen kann (seit dem 1. Juli 2024 sind hiervon 
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Nutzungsentgelte für eine nicht zu dem Gebäude gehörende Antennenanlage sowie 

die laufenden monatlichen Grundgebühren für Breitbandanschlüsse - sogenannte 

Kabelgebühren – nicht mehr umfasst),  

• Kosten für den Hauswart,  

• Kosten des Betriebs der Einrichtungen für die Wäschepflege,  

• sonstige Betriebskosten (z. B. Dachrinnenreinigung).  

(2) 1 Auch Kosten, die zum bestimmungsmäßigen Gebrauch der Unterkunft erforderlich, 

aber nicht in § 2 BetrKV aufgeführt sind, können zu den übernahmefähigen Aufwendun-

gen für Sach- und Dienstleistungen zählen. 2 Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass 

diese Kosten so mit den vertraglichen Vereinbarungen über die Unterkunft verknüpft 

sind, dass die Unterkunft ohne diese Aufwendungen nicht erlangt oder erhalten werden 

kann, dass sie nicht zur Disposition der Leistungsberechtigten stehen und in diesem 

Sinne einen unausweichlichen Kostenfaktor der Wohnung darstellen, sowie im Verhält-

nis zu den Gesamtaufwendungen für die Unterkunft untergeordnet sind. 

3 Hiervon können umfasst sein  

• Möbelzuschlag, wenn die Wohnung ohne Möbel nicht anmietbar ist oder Mieter zum 

Zeitpunkt der Anmietung über keine Möbel verfügen (eine abweichende Festsetzung 

des Regelsatzes ist hierbei nicht zulässig),  

• vertraglich geschuldete Betreuungspauschalen, soweit diese Voraussetzung zum 

Abschluss eines Mietvertrages sind und die in der Pauschale enthaltenen Leistungen 

im Einzelnen anderen vorrangigen bzw. speziellen Leistungsbereichen nicht zuge-

ordnet werden können und Angemessenheit (vgl. 35.1.7) vorliegt; vgl. BSG, Urteil 

vom 14.4.2011 - B 8 SO 19/09 R,  

• Kosten für Stellplatz oder Garage, wenn die Wohnung sonst nicht anmietbar ist,  

• Beiträge für eine Privathaftpflichtversicherung für Mietschäden, wenn der Mietvertrag 

dem Mieter den Abschluss einer solchen Versicherung zwingend auferlegt.  

4 Die zwingende Verknüpfung kann z. B. durch eine schriftliche Bestätigung des Vermie-

ters bzw. der Vermieterin auf einer Mietbescheinigung nachgewiesen werden. 

35.1.3.3 (Schönheitsreparaturen bei Mietwohnungen)  

(1) 1 Zu den zu berücksichtigenden Aufwendungen bei Mietwohnungen gehören auch 

notwendige Aufwendungen für Schönheitsreparaturen, soweit die Pflicht zur Vornahme 

von Schönheitsreparaturen mietvertraglich wirksam auf den Mieter/ die Mieterin übertra-

gen ist und die Aufwendungen angemessen sind. 2 Schönheitsreparaturen sind Maßnah-

men zur Beseitigung von Mängeln, die durch vertragsgemäßen Gebrauch entstanden 

sind (z. B. Tapezieren, Anstreichen und Kalken von Wänden und Decken, das Streichen 

von Fußböden, Heizkörpern sowie von Fenstern und Türen von innen). 3 Derartige Auf-

wendungen sind nicht vom Regelsatz umfasst, daher ist eine abweichende Regelsatz-

festsetzung nicht zulässig. 4 Dagegen sind Instandhaltungskosten (außergewöhnliche 

Ausbesserung und Erneuerung, wirtschaftlicher Bestand des Eigentums wird verbes-
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sert) vom Vermieter bzw. der Vermieterin zu tragen. 5 Reparaturkosten, die auf unsach-

gemäße Behandlung der Mietsache zurückzuführen sind, und Kosten, die zur Behebung 

von Schädigungen durch Dritte entstehen, sind ebenfalls keine Aufwendungen i. S. d. 

Absatzes 1.  

(2) 1 Schönheitsreparaturen können während der Laufzeit des Mietvertrages, bei Einzug 

in eine neue Wohnung (Einzugsrenovierung) oder auch bei Auszug aus der Wohnung 

(Auszugsrenovierung) erforderlich werden. 2 Aufwendungen für eine Einzugsrenovierung 

sind nur zu übernehmen, soweit sie mietvertraglich verpflichtend und zur Herstellung des 

Standards einer Wohnung im unteren Wohnungssegment erforderlich sind, die Einzugs-

renovierung ortsüblich ist und ein renovierter Wohnraum nicht angeboten wird. 

(3) 1 Aufwendungen für Schönheitsreparaturen sind erforderlich und angemessen, wenn 

durch sie der Wohnungsstandard im unteren Wohnungssegment erhalten bzw. im Falle 

der Einzugsrenovierung hergestellt wird. 2 Der Wohnungsstandard im unteren Woh-

nungssegment beinhaltet unter anderem einen einfachen Wand- und Fußbodenbelag 

(z. B. Raufaser, PVC, einfacher Teppichboden). 3 Es soll hingegen nicht auf Kosten der 

Allgemeinheit, die die Sozialhilfeleistungen aus Steuermitteln finanziert, zu einer Wert-

steigerung des Eigentums von Dritten kommen. 

35.1.3.4 (zusätzlicher Lagerraum)  

1 Zusätzliche Kosten für einen Lagerraum (Einlagerungskosten) können im Einzelfall als 

Bedarf anerkannt werden, wenn der bezogene Wohnraum so klein ist, dass der Lager-

raum zur angemessenen Unterbringung von Möbelstücken, Hausrat und persönlichen 

Gegenständen erforderlich ist. 2 Die Berücksichtigung von Einlagerungskosten setzt vo-

raus, dass es sich bei den einzulagernden Gegenständen um vor der Verwertung ge-

schütztes Vermögen handelt. 3 Ausgeschlossen ist die Übernahme von Einlagerungs-

kosten für Gegenstände, die nicht zu einer üblichen Wohnungsausstattung gehören 

(z. B. Gegenstände aus einer Sammlerleidenschaft oder unvernünftige Vorratshaltung). 

4 Die isolierte Miete für den zusätzlichen Lagerraum muss zudem gemessen am Wert 

der eingelagerten Güter wirtschaftlich sein. 5 Im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsprüfung 

sind Art, Wert und Menge der eingelagerten Güter sowie die Dauer der geplanten Einla-

gerung zu berücksichtigen.  

Beispiel:  

A hat am 1. Juli 2021 ihre Wohnung durch Räumungsklage verloren. Der zuständige Trä-
ger hat A eine Obdachlosenunterkunft mit 12 qm Wohnfläche vorerst bis zum 31. Dezem-
ber 2021 zugewiesen. A kann in der zugewiesenen Unterkunft ihre Möbel nicht vollständig 
unterbringen und beantragt daher die Kostenübernahme für einen zusätzlichen Lagerraum. 
Die Lagerkosten werden mit Bescheid vom 25. Juli 2021 bei der Leistungsberechnung bis 
zum 31. Dezember 2021 durch den zuständigen Träger berücksichtigt. Am 17. Dezember 
2021 beantragt A die weitere Berücksichtigung der Lagerkosten als Aufwendungen der 
Unterkunft. Aufgrund der angespannten Wohnungslage und negativen Eintrags im Schuld-
nerverzeichnis, wird A voraussichtlich in naher Zukunft keinen eigenen Wohnraum anmie-
ten können. A hat Fotos der eingelagerten Gegenstände vorgelegt, auf denen ersichtlich 
ist, dass die Möbel im Lagerraum von Schimmel befallen sind. Die Möbel haben fast nur 
noch „Sperrmüllcharakter“. Der zuständige Träger lehnt die weitere Berücksichtigung der 
Lagerkosten als Aufwendungen der Unterkunft zu Recht ab, da A prognostisch eine neue 
Wohnung nicht zeitnah anmieten wird und bei möglichem Umzug die eingelagerten Möbel 
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entsorgt werden müssten und ggf. eine neue Erstausstattung [vgl. 31.1.2 (3)] gewährt wer-
den müsste. 

35.1.3.5 (Nutzungsentschädigung nach Ende des Mietverhältnisses)  

1 Statt einer Anerkennung der Miete kommt auch eine zu zahlende Nutzungsentschädi-

gung nach § 546a BGB als Unterkunftsbedarf in Betracht, wenn die Unterkunft nach 

Beendigung des Mietverhältnisses tatsächlich noch von der leistungsberechtigten Per-

son genutzt wird. 2 Für die Dauer der Vorenthaltung kann seitens des Vermieters bzw. 

der Vermieterin als Entschädigung die zuletzt vereinbarte Miete oder die Miete verlangt 

werden, die für vergleichbare Sachen ortsüblich ist. 3 Soweit die Nutzungsentschädigung 

den angemessenen Umfang nicht übersteigt, ist diese als Aufwendung der Unterkunft 

zu berücksichtigen. 4 Hierbei sind auch die jeweiligen Aufwendungen für die Heizung zu 

berücksichtigen. 

35.1.3.6 (Besonderheiten bei Eigenheim/ Eigentumswohnungen)  

(1) 1 Bei einem von der leistungsberechtigten Person selbstgenutzten Eigenheim oder 

einer selbstgenutzten Eigentumswohnung sind als Unterkunftsbedarf die mit dem Eigen-

tum unmittelbar verbundenen und zu tragenden Kosten als Aufwendungen zu berück-

sichtigen. 2 Anhaltspunkte, welche Aufwendungen hierzu gehören, ergeben sich u. a. 

aus den Ausgaben, die bei der Berechnung der Einkünfte aus Vermietung und Verpach-

tung abzusetzen sind (vgl. § 7 Absatz 2 VO zu § 82 SGB XII). 3 Berücksichtigungsfähig 

sind u. a.:  

• Schuldzinsen eines Finanzierungskredites,  

• Grundsteuern,  

• einmalig anfallende Lasten (z. B. Kanalanschlussgebühren nach Erneuerung der An-

schlusskanäle) oder dauernde Lasten (z. B. Erbbauzins),  

• sonstige öffentliche Abgaben,  

• Versicherungsbeiträge (z. B. Gebäude- oder Feuerversicherung; nicht jedoch eine 

Hausratversicherung),  

• Wasser- und Abwassergebühren,  

• Abfallgebühren,  

• Kosten für den Schornsteinfeger.  

3 Eigentümer und Eigentümerinnen einer Eigentumswohnung müssen in der Regel ein 

monatliches Hausgeld an ihre Hausverwaltung zahlen, das verschiedene Aufwendungs-

positionen umfasst. 4 Soweit in dem Hausgeld Aufwendungen für Wohngebäude- bzw. 

Feuerversicherungen oder sonstigen den Betriebskosten vergleichbare Positionen ent-

halten sind, handelt es sich ebenfalls um berücksichtigungsfähige Aufwendungen beim 

Wohneigentum.  

(2) 1 Dagegen sind Tilgungsleistungen, die zur Finanzierung des Eigenheims oder der 

Eigentumswohnung aufgenommen wurden, grds. keine berücksichtigungsfähigen Auf-

wendungen für die Unterkunft, da sie nicht der aktuellen Existenzsicherung, sondern der 
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Vermögensbildung dienen. 2 Ausnahmen von diesem Grundsatz sind – im Hinblick auf 

den Schutz des Grundbedürfnisses „Wohnen“ – nur in besonderen Einzelfällen ange-

zeigt, soweit  

• es um die Erhaltung von Wohneigentum geht, d. h. bei Nichtübernahme der Tilgungs-

raten der Verlust des Wohneigentums droht und  

• die Finanzierung des Wohneigentums im Zeitpunkt des Bezugs von Grundsiche-

rungsleistungen bereits weitgehend abgeschlossen ist und der Aspekt der privaten 

Vermögensbildung daher in den Hintergrund tritt sowie  

• der Erwerb des Wohneigentums außerhalb des Leistungsbezuges erfolgt ist und  

• der Erhalt der Wohnung nicht unwirtschaftlich ist (z. B. aufgrund eines Sanierungs-

staus, dessen Beseitigung erhebliche Zusatzinvestitionen erfordert).  

3 Die leistungsberechtigte Person muss vor einer Inanspruchnahme staatlicher Leistun-

gen alles unternommen haben, um die Tilgungsverpflichtungen während des Bezugs 

von Grundsicherungsleistungen auszusetzen oder so niedrig wie möglich (z. B. durch 

eine Tilgungsstreckung) zu halten. 4 Finanzierungskosten einschließlich der Tilgungs-

leistungen können in diesen Fällen dann bis zu der Höhe anerkannt werden, die auch 

bei einer angemessenen Mietwohnung als Aufwendungen für die Unterkunft berücksich-

tigungsfähig wären.  

Beispiel:  

Person A (68 Jahre alt) stellt beim zuständigen Träger am 1. Dezember 2021 einen Antrag 
auf Leistungen der Grundsicherung. In den Antragsunterlagen gibt diese an, in einer 45 qm 
großen 2-Zimmer Wohnung zu wohnen und gleichzeitig alleinige Eigentümerin zu sein. 
Nach Vorlage der Finanzierungsunterlagen zu der Wohnung läuft seit 1. Juli 1987 die Fi-
nanzierung und ist am 31. Juli 2023 abgeschlossen. Die monatliche Belastung für das 
Wohneigentum beträgt 350 Euro. Hierbei entfallen 200 Euro auf die monatlich zu zahlen-
den Finanzierungskosten an die Hausbank der leistungsberechtigten Person (150 Euro 
Tilgung, 50 Euro Zinsen), 50 Euro Heizkosten und 50 Euro kalte Betriebskosten. Ein grö-
ßerer Sanierungsstau besteht nicht, da die Wohnung im Jahr 2010 auf den damalig neu-
esten Stand modernisiert wurde.  

Die örtliche Angemessenheitsgrenze (Bruttokaltmiete) beträgt 550 Euro für einen Einper-
sonenhaushalt. Akuter Wohnraummangel hatte in den letzten Jahren die durchschnittli-
chen Mieten stark steigen lassen.  

Person A hat bei der finanzierenden Bank bereits erfolglos eine Aussetzung der Tilgungs-
zahlungen bzw. Herabsetzung dieser beantragt. Sie besitzt auch nicht genügend Geldmit-
tel oder anderweitiges Vermögen, um die Finanzierung aus eigenen Mitteln weiter zu leis-
ten.  

Da eine Nichtanerkennung zum Verlust des Wohnraumes führen würde und aufgrund der 
Wohnungsknappheit angemessener Wohnraum für Person A nur schwer und nur zu er-
heblich höheren Mietaufwendungen (im Verhältnis zu den Kosten des Wohneigentums) zu 
bekommen ist, können in dem vorliegenden Sachverhalt ausnahmsweise auch die Til-
gungsleistungen als Bedarf berücksichtigt werden.  

(3) 1 Als Unterkunftsbedarf nicht berücksichtigungsfähig ist ein aufgrund einer Kündigung 

des Darlehens vom Darlehensgeber bzw. von der Darlehensgeberin geltend gemachter 
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Verzugsschaden. 2 Wurde ein Darlehensvertrag gekündigt und anstelle dessen eine ra-

tenweise Zahlungsvereinbarung über die fällige Restschuld sowie fällige Zinsen getrof-

fen, sind diese Ratenzahlungsverpflichtungen nicht in späteren Zahlungsmonaten als 

unterkunftsbezogener Bedarf anzuerkennen. 3 Sie dienen nicht mehr der Erfüllung von 

laufenden Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag zum Erwerb von Wohneigentum, 

sondern der Tilgung von Schulden.  

(4) 1 Für Leibrenten, die als Kaufpreisschuld zur Erhaltung bzw. zum „Erwerb“ von Ei-

gentum gezahlt werden, gelten die gleichen Voraussetzungen wie für die Übernahme 

von Tilgungsleistungen [vgl. 35.1.3.6 (2)]. 2 Eine Übernahme als Aufwendungen der Un-

terkunft kann nur erfolgen, soweit die Zahlungsverpflichtung bei Beginn des Bezugs von 

Grundsicherungsleistungen bereits weitgehend abgeschlossen ist. 3 Zur Ermittlung der 

Zahlungsverpflichtung, bei Leibrentenzahlungen bis zum Lebensende des Leibrenten-

empfängers bzw. der Leibrentenempfängerin, ist auf die durchschnittliche Lebenserwar-

tung in Deutschland gemäß der aktuellsten Veröffentlichung des Statistischen Bundes-

amts abzustellen.3 

(5) 1 Die Berechnung der als Bedarf anzuerkennenden Unterkunftskosten hat auch bei 

Eigenheimen/ Eigentumswohnungen monatsweise zu erfolgen. 2 Die jeweiligen Bedarfe 

sind entsprechend ihrer Fälligkeit dem jeweiligen Fälligkeitsmonat zuzuordnen. 3 Die Bil-

dung eines Durchschnittsbetrages bzw. eine gleichmäßige Aufteilung auf die Monate 

des Bewilligungszeitraums ist nicht möglich. 4 Ist dennoch eine monatlich gleichmäßige 

Aufteilung erfolgt, ist eine „Verrechnung“ von Leistungen der überzahlten Monate mit 

den Leistungen der unterzahlten Monate ausgeschlossen. 5 In diesen Fällen kommt le-

diglich eine Aufhebung nach den Vorschriften des SGB X in Betracht, sofern die Voraus-

setzungen vorliegen. 

35.1.4 (Aufwendungen für Heizung)  

(1) 1 Als Bedarf für Heizung sind sowohl laufende (i. d. R. monatlich wiederkehrende) als 

auch einmalige (d. h. unregelmäßige, ggf. nur jährliche) tatsächliche und angemessene 

Aufwendungen nach Absatz 1 Satz 1 für die Beheizung der aktuell bewohnten Unterkunft 

zu berücksichtigen. 2 Für die zeitliche Zuordnung des Bedarfs ist auf den Zeitpunkt abzu-

stellen, in dem diese Aufwendungen zur Zahlung fällig sind; es kommt nicht auf den tat-

sächlichen Wärmebedarf an (so sind Vorauszahlungen für eine Gasheizung oder auch der 

Kauf von Heizöl auch außerhalb der Heizperiode als Bedarf anzuerkennen).  

(2) 1 Absatz 5 Satz 1 stellt klar, dass die Bedarfe für Heizung nach Absatz 1 Satz 1 auch die 

Aufwendungen für zentrale Warmwasserversorgung umfassen (vor diesem Hintergrund 

werden im Folgenden Bedarfe für zentrale Warmwasserversorgung nicht mehr ausdrück-

lich erwähnt). 2 Eine zentrale Warmwasseraufbereitung ist dadurch gekennzeichnet, dass 

sie zusammen mit dem Heizkörperkreislauf erfolgt und daher auch in einer Rechnung ab-

gerechnet wird. 3 Sie ist auch bei Unterkünften mit Einzelheizung (z. B. Ölbrenner oder se-

parate Gastherme) gegeben, sofern über diese nicht nur geheizt, sondern auch Warmwas-

                                                 
3 Periodensterbetafeln für Deutschland; Stand August 2024 deutschlandweit gerundet Männer 78 Jahre 
und Frauen 83 Jahre. 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Sterbefaelle-Lebenserwartung/Publikationen/_publikationen-innen-periodensterbetafel.html
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ser erzeugt wird. 4 Nicht darunter fallen u. a. Aufwendungen für eine dezentrale Warmwas-

sererzeugung; diese sind nach Maßgabe von § 30 Absatz 7 als Mehrbedarf zu berücksich-

tigen (vgl. 30.7.0 ff.). 

35.1.4.1 (Laufende Heizkostenaufwendungen)  

(1) 1 Laufende Aufwendungen sind insbesondere solche, die nach vorheriger Einstu-

fung als Vorauszahlung an ein Energieversorgungsunternehmen (bspw. Gasheizung, 

Fernwärme) oder an Vermieter oder Vermieterinnen (bspw. Zentralheizung) zu zahlen 

sind. 2 Der Bedarf besteht jeweils in dem Monat, in dem ein solcher Abschlag zur Zahlung 

fällig ist.  

Beispiel 1:  

Nach Prüfung des Jahresverbrauchs 2021 legt das Energieversorgungsunternehmen für 
die Monate Januar bis Dezember 2022 monatliche Abschläge als Vorauszahlung in Höhe 
von 100 Euro für die Gasheizung fest, die jeweils zum 10. des Monats, für den sie erhoben 
werden, zur Zahlung fällig werden. Diese Abschläge sind aufgrund ihrer Fälligkeit als Be-
darf nach Absatz 1 Satz 1 in die Anspruchsprüfung der Monate Januar bis Dezember 2022 
einzubeziehen.  

Beispiel 2:  

Das Energieversorgungsunternehmen legt mit Schreiben vom 20. März 2021 die Ab-
schläge als Vorauszahlung für den Abrechnungszeitraum April 2021 bis März 2022 für die 
Gasheizung fest. Dabei macht es (zehn) Abschläge für April 2021 bis Januar 2022 in Höhe 
von 100 Euro geltend, die jeweils zum 10. des Monats, für den sie erhoben werden, zur 
Zahlung fällig werden. Für die Monate Februar und März 2022 wird kein Abschlag gefor-
dert.  

Die geforderten Abschläge sind aufgrund ihrer Fälligkeit als Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 
in die Anspruchsprüfung der Monate April 2021 bis Januar 2022 einzubeziehen. Ein (durch-
gängiger) Heizungsbedarf in den Monaten Februar und März 2022 besteht nicht. 

(2) 1 Zu den Heizkosten zählen auch die für den Betrieb einer Heizungspumpe erforderli-

chen Stromkosten, diese sind separat nachzuweisen. 2 Bei Zentralheizungen in Mehrfami-

lienhäusern sind diese Kosten in der Heizkostenabrechnung gemäß HeizkV enthalten und 

deshalb nicht gesondert zu berücksichtigen. 3 Sollte für den Heizungsstrom kein separater 

Zähler bzw. Zwischenzähler existieren, sodass die Stromkosten nicht konkret ausgewiesen 

werden können, kommt auch eine Schätzung in Betracht. 4 Aus verwaltungspraktischen 

Gründen können unter Berücksichtigung der Rechtsprechung im Wege einer qualifizierten 

Schätzung 5% der Brennstoffkosten als Bedarf für den Heizungsstrom berücksichtigt wer-

den. 

35.1.4.2 (einmaliger Bedarf wegen Heizmittelbevorratung)  

(1) 1 In Haushalten, in denen bspw. mit Kohle, Öl oder Holzpellets geheizt wird, entsteht 

anders als bspw. bei einer Zentralheizung kein monatlich wiederkehrender Heizbedarf, 

sondern regelmäßig ein einmaliger Bedarf für Heizung. 2 Dieser ist dadurch gekennzeich-

net, dass Aufwendungen für solches Heizmaterial i. d. R. einmal jährlich für eine künftige 

Heizperiode und häufig in selbst genutztem Wohneigentum entstehen. 3 Aufwendungen 
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für eine Heizmittelbevorratung sind in dem Monat als Heizungsbedarf zu berücksichti-

gen, in dem der Kaufpreis (inklusive etwaiger Anlieferungskosten) oder eine vom Heiz-

mittellieferanten für die Lieferung geforderte Vorauszahlung fällig wird.  

Beispiel:  

Mit Fälligkeit im Juni wird zu einem Kaufpreis von 1 400 Euro Heizöl gekauft. Dieser Kauf-
preis in Höhe von 1 400 Euro ist als Bedarf im Monat seiner Fälligkeit (d. h. im Juni) der 
Prüfung des Grundsicherungsanspruchs zugrunde zu legen. Er ist somit nicht anteilig als 
Bedarf in den Monaten der Heizperiode zu berücksichtigen.  

(2) 1 Bei Personen, die im laufenden Grundsicherungsbezug stehen, soll der Bedarf für 

Brennstoffe zur Bevorratung im Hinblick auf den günstigeren Anschaffungspreis nicht 

erst in der Heizperiode, sondern möglichst in den Sommermonaten gedeckt werden. 

2 Die leistungsberechtigten Personen sind in dieser Hinsicht zu beraten. 3 Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass es sich bei der Bevorratung mit Heizmaterial um Aufwendungen 

handelt, die einen künftigen Heizbedarf decken sollen. 4 Das bedeutet, dass kein aktuel-

ler Bedarf besteht, sofern die leistungsberechtigte Person noch über ausreichende Heiz-

mittel für die kommende Heizperiode verfügt.  

(3) Auch bei Personen, die nicht im laufenden Grundsicherungsbezug stehen, sind Auf-

wendungen für eine jährliche Heizmaterialbevorratung ebenso in tatsächlicher und an-

gemessener Höhe als Bedarf für Heizung im Fälligkeitsmonat zu berücksichtigen, wenn 

nicht zu erwarten ist, dass über die gesamte Heizperiode existenzsichernde Leistungen 

bezogen werden.  

(4) 1 Wird ein Antrag auf Grundsicherung im Hinblick auf die gekauften Brennstoffe aller-

dings erst nach dem Fälligkeitsmonat des Kaufpreises gestellt, ist eine Berücksichtigung 

dieses Bedarfs im Antragsmonat nicht mehr zulässig [vgl. 35.1.3.1 (1)]. 2 Nach § 44 Ab-

satz 2 Satz 1 wirkt ein Antrag auf Grundsicherung nur auf den Ersten des Antragsmonats 

zurück. 3 Grundsicherungsleistungen dürfen nicht für Zeiträume vor Antragstellung er-

bracht werden (§ 44 Absatz 2 Satz 2).  

Beispiel:  

Es wird für die kommende Heizperiode Heizöl gekauft. Der Kaufpreis (1 000 Euro) ist im 
Juni zur Zahlung fällig. Damit ist der Kaufpreis als Bedarf dem Monat Juni zuzuordnen. 
Sollte ein Antrag auf Grundsicherung im Juli gestellt werden, ist in diesem Monat eine Be-
rücksichtigung dieses Heizölkaufs als Bedarf nach Absatz 4 Satz 1 unzulässig, da die Fäl-
ligkeit im Vormonat liegt. Der Antrag wirkt nur auf den 1. Juli zurück. 

35.1.5 (Aufwendungen durch Betriebs- und Heizkostennachforderungen)  

(1) 1 Auch rechtlich zulässige Nachforderungen von Betriebs- und Heizkosten, wie sie re-

gelmäßig mit der Jahresrechnung des Vermieters bzw. der Vermieterin oder des Energie-

versorgungsunternehmens geltend gemacht werden, sind i. S. d. Absatzes 1 Satz 1 vom 

Träger der Sozialhilfe zu berücksichtigende Bedarfe zur aktuell bewohnten Unterkunft. 

2 Mietrechtlich zulässig ist eine Betriebskostennachforderung in zeitlicher Hinsicht dann, 

wenn diese dem Mieter bzw. der Mieterin spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats 

nach Ende des Abrechnungszeitraums mitgeteilt wird (vgl. § 556 Absatz 3 Satz 2 BGB). 

3 Allerdings sind derartige Nachforderungen streng von unterkunftsbezogenen Schulden 

(vgl. 35.1.5.2) zu trennen.  
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(2) 1 Heizkosten- und Betriebskostennachforderungen können (auch wenn beide Abrech-

nungen vom Vermieter bzw. von der Vermieterin erstellt werden) ggf. zeitlich auseinander-

fallen und nicht im selben Monat zur Zahlung fällig werden. 2 In diesem Fall sind die Nach-

forderungen zu ihrem jeweiligen Fälligkeitszeitpunkt als Bedarf der Anspruchsprüfung zu-

grunde zu legen.  

(3) 1 Rückzahlungen aus Betriebs- und Heizkostenabrechnungen können Einkünfte i. S. d. 

§§ 82 ff. sein und sind ggf. als Einkommen der Ermittlung des Anspruchs auf Grundsiche-

rung zugrunde zu legen; § 82 Absatz 1 Satz 5 ist zu beachten. 2 Daher ist die Vorlage der 

Betriebs- und Heizkostenabrechnungen nachzuhalten und ggfls. von der leistungsberech-

tigen Person anzufordern. 

35.1.5.1 (Kein gesondertes Antragserfordernis)  

(1) 1 Die Berücksichtigung von Bedarfen aus einer rechtlich zulässigen Betriebs- und/o-

der Heizkostenabrechnung erfordert keinen gesonderten Antrag nach § 44 Absatz 1 

Satz 2. 2 Ausreichend ist nach der Antragstellung auf Grundsicherung demzufolge die 

bloße Mitteilung der Betriebs- und/oder Heizkostennachforderung. 3 Das Bestehen die-

ses Bedarfs ist allerdings im Rahmen der Mitwirkungsobliegenheiten (§ 60 SGB I) durch 

Vorlage der entsprechenden Abrechnung gegenüber dem Träger der Sozialhilfe nach-

zuweisen.  

(2) 1 Sollte die Übernahme einer Betriebs- und/oder Heizkostennachzahlung von einer 

Person begehrt werden, die nicht im laufenden Grundsicherungsbezug steht, ist dies 

kein gesonderter Antrag i. S. d. § 44 Absatz 1 Satz 2, sondern für den Fälligkeitsmonat 

der Nachzahlung als Antrag auf Grundsicherung nach § 44 Absatz 1 Satz 1 zu werten, 

in dem die Betriebs- und/oder Heizkostennachforderung den Bedarf nach Absatz 1 

Satz 1 erhöht. 2 Sollte sich der Antrag nur auf die Nachforderung beschränken, es aber 

erkennbar sein, dass auch unabhängig von dieser ein Anspruch auf Grundsicherung 

besteht, ist diese Person dementsprechend vom Träger der Sozialhilfe zu beraten (§ 11). 

35.1.5.2 (Abgrenzung Nachforderungen / Schulden i. S. v. § 36)  

(1) Ergibt sich aus einer Betriebs- und/oder Heizkostenabrechnung eine Nachforderung, 

weil die Vorauszahlungen infolge höherer tatsächlich entstandener Betriebs- bzw. Heiz-

kosten zu gering bemessen waren, und wurden die geschuldeten Vorauszahlungen von 

der leistungsnachsuchenden bzw. -berechtigten Person in voller Höhe gezahlt, ist die 

dadurch entstandene Nachforderung als Bedarf i. S. v. Absatz 1 Satz 1 anzuerkennen 

und nicht als Schulden i. S. d. § 36 einzuordnen.  

Beispiel:  

In der Abrechnungsperiode 2020 waren von der Person C Betriebskostenvorauszahlungen 
in Höhe von 12 x 100 Euro = 1 200 Euro zu leisten. Diese wurden von ihr in voller Höhe an 
die Hausverwaltung gezahlt. Unter Berücksichtigung der tatsächlich auf Person C entfal-
lenden Betriebskosten für 2020 von 1 400 Euro und der Vorauszahlung von 1 200 Euro 
ergibt sich eine Nachforderung in Höhe von 200 Euro (= 1 400 Euro tatsächliche Betriebs-
kosten abzüglich 1 200 Euro Vorauszahlung). Diese Nachforderung ist vom Träger der 
Sozialhilfe in vollem Umfang als Bedarf i. S. v. Absatz 1 Satz 1 zu berücksichtigen.  

(2) Soweit der Forderung des Vermieters bzw. der Vermieterin oder des Energieversor-

gungsunternehmens hingegen geschuldete, jedoch nicht entrichtete Betriebs- bzw. 
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Heizkostenvorauszahlungen zugrundeliegen, handelt es sich insoweit nicht um einen 

Bedarf nach Absatz 1 Satz 1, sondern um Schulden i. S. d. § 36.  

Beispiel:  

In der Abrechnungsperiode 2020 waren von Person C Betriebskostenvorauszahlungen in 
Höhe von 12 x 100 Euro = 1 200 Euro zu leisten. Diese wurden von ihr jedoch nur in Höhe 
von insgesamt 900 Euro an die Hausverwaltung gezahlt. Unter Berücksichtigung der tat-
sächlich auf Person C entfallenden Betriebskosten für 2020 von 1 400 Euro und der ge-
leisteten Vorauszahlung von 900 Euro ergibt sich eine offene Forderung der Hausverwal-
tung in Höhe von 500 Euro (= 1 400 Euro tatsächliche Betriebskosten abzüglich 900 Euro 
Vorauszahlung). Im Hinblick auf die eigentlich geschuldete Vorauszahlung (1 200 Euro) 
sind von der offenen Forderung (500 Euro) 200 Euro als Bedarf i. S. v. Absatz 1 Satz 1 zu 
berücksichtigen. Der Anteil der geschuldeten, jedoch nicht entrichteten Vorauszahlung von 
300 Euro (= 1 200 Euro eigentliche Vorauszahlung abzgl. 900 Euro tatsächlich gezahlter 
Vorauszahlung = 300 Euro Differenz) sind kein Bedarf i. S. v. Absatz 1 Satz 1, sondern als 
Schulden einzuordnen, deren Übernahme nur nach Maßgabe des § 36 in Betracht kommt. 

35.1.5.3 (Zeitliche Zuordnung des Bedarfs)  

(1) 1 Da Absatz 1 Satz 1 nicht zwischen monatlich wiederkehrenden oder einmaligen 

Unterkunftsbedarfen unterscheidet, gehört eine Betriebs- oder Heizkostennachforde-

rung als einmalig geschuldete Zahlung (zusätzlich zu den laufenden Unterkunftskosten) 

zum Unterkunftsbedarf im Fälligkeitsmonat; denn in diesem Monat entsteht hierdurch 

eine zusätzliche Zahlungsverpflichtung. 2 Da eine Betriebs- oder Heizkostennachforde-

rung den Bedarf nach Absatz 1 in dem Monat ihrer Fälligkeit erhöht, ist es grundsätzlich 

unbeachtlich, dass diese Kosten nicht in diesem Zeitraum entstanden sind. 3 Dadurch 

erhöhen sich im Monat der Fälligkeit die Bedarfe i. S. v. Absatz 1 Satz 1; sie ist demzu-

folge nicht monatlich rückwirkend auf den Abrechnungszeitraum zu verteilen. 

Beispiel:  

Eine Nachforderung aus der Betriebskostenabrechnung für den Zeitraum 2020 beträgt 240 
Euro und ist im Mai 2021 fällig. Dieser Betrag ist einmalig bedarfserhöhend im Mai 2021 
zu berücksichtigen.  

4 Unerheblich ist es, wann die Nachforderung, sei es auch vor oder nach dem Fälligkeits-

monat, beglichen wird und ob in der abgerechneten Verbrauchsperiode durchgängig 

Grundsicherung oder andere Existenzsicherungsleistungen (bspw. HLU oder Bürger-

geld nach dem SGB II) bezogen wurden; abzustellen ist allein auf die Verhältnisse im 

Fälligkeitsmonat.  

(2) 1 Diese zeitliche Zuordnung des Bedarfs gilt auch bei Personen, die ihren notwendi-

gen Lebensunterhalt grundsätzlich allein decken können und nur wegen einer Betriebs- 

oder Heizkostennachforderung hilfebedürftig werden [vgl. 35.1.5.1 (2)]. 2 Es ist bei die-

sem Personenkreis demzufolge möglich, dass allein wegen dieser „Bedarfsspitze“ nur 

für den Fälligkeitsmonat ein Anspruch auf Grundsicherung besteht. 3 Da eine Betriebs- 

oder Heizkostennachzahlung nicht als einmaliger Bedarf i. S. d. § 31 einzuordnen und 

daher § 31 Absatz 2 nicht anwendbar ist, ist eine Berücksichtigung des Einkommens, 

das nach dem Entscheidungsmonat erworben wird, unzulässig.  

Beispiel:  
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Person A, die aus ihrem Einkommen ihren notwendigen Lebensunterhalt (monatliche Un-
terkunftskosten in Höhe von 600 Euro) in voller Höhe decken kann (es besteht ein Einkom-
mensüberschuss von 200 Euro), erhält nach Entrichtung aller Vorauszahlungen eine Be-
triebskostennachforderung in Höhe von 500 Euro.  

Durch die (einmalige) Steigerung des Unterkunftsbedarfs von 600 Euro auf 1 100 Euro 
besteht in dem Monat, in dem die Nachzahlung fällig ist, ein Anspruch auf Grundsicherung 
in Höhe von 300 Euro. Der Grundsicherungsanspruch in dem Fälligkeitsmonat wirkt sich 
damit faktisch wie eine teilweise Übernahme der Nachforderung aus.  

Bestünde bei Person A dagegen ein monatlicher Einkommensüberschuss in Höhe von 600 
Euro, verbliebe im Fälligkeitsmonat unter Berücksichtigung der Betriebskostennachforde-
rung noch immer ein Einkommensüberschuss von 100 Euro. Damit könnte die Nachzah-
lung aus eigenen Mitteln bestritten werden und es bestünde kein Grundsicherungsan-
spruch.  

(3) Wird ein Antrag auf Grundsicherung im Hinblick auf die Betriebs- und/oder Heizkos-

tennachforderung allerdings erst nach dem Fälligkeitsmonat gestellt, ist eine Berücksich-

tigung dieses Bedarfs im (späteren) Antragsmonat bzw. in dem sich ergebenden Bewil-

ligungszeitraum nicht mehr zulässig [vgl. 35.1.5 (1)].  

Beispiel:  

Die Betriebskostennachforderung ist im Monat Juni fällig. Dadurch tritt bei dem Betroffenen 
einmalig Hilfebedürftigkeit wegen dieser Bedarfsspitze ein. Damit ist diese dem Monat Juni 
als Bedarf zugrunde zu legen. Sollte der Antrag jedoch nicht im Fälligkeits-, sondern erst 
im Folgemonat (d. h. im Juli statt im Juni) gestellt werden, ist in diesem Monat (Juli) eine 
Berücksichtigung dieser Betriebskostennachforderung als Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 
unzulässig, da die Fälligkeit im Vormonat liegt. Der Antrag wirkt nur auf den Monatsbeginn 
(hier: 1. Juli) zurück. 

35.1.5.4 (Nachforderungen bei einer unangemessenen Unterkunft)  

(1) 1 Wurden in der gesamten Abrechnungsperiode die tatsächlichen und unangemes-

senen Aufwendungen für eine Unterkunft und/oder für die Heizung nach Absatz 1 Satz 1 

in voller Höhe als Bedarf berücksichtigt, ist die Betriebs- und/oder Heizkostennachforde-

rung für diesen Zeitraum im Monat ihrer Fälligkeit in vollem Umfang als Bedarf anzuer-

kennen. 2 Das gilt auch dann, wenn die leistungsberechtigte Person während der Ab-

rechnungsperiode zur Senkung ihrer Unterkunfts- und/oder ihrer Heizkosten aufgefor-

dert wurde und die tatsächlichen Unterkunfts- und/oder Heizkosten nach der Abrech-

nungsperiode auf das angemessene Maß abgesenkt wurden. 3 Maßgeblich sind in die-

sem Zusammenhang nicht die rechtlichen Verhältnisse im Zeitpunkt der Fälligkeit der 

Betriebs- und/oder Heizkostennachforderung, sondern die im Zeitraum der Abrech-

nungsperiode.  

Beispiel:  

Der leistungsberechtigten Person A geht mit Fälligkeit im Juni 2021 eine Nachforderung 
für Betriebskosten für die Abrechnungsperiode 2020 in Höhe von 120 Euro zu. Die Unter-
kunftskosten wurden in 2020 in der tatsächlichen und unangemessenen Höhe als Bedarf 
nach Absatz 1 Satz 1 anerkannt. A wurde vom Träger der Sozialhilfe am 12. September 
2020 zur Senkung ihrer Unterkunftskosten aufgefordert. Da A der Aufforderung nicht nach-
gekommen ist, werden seit April 2021 nur noch die angemessenen Unterkunftskosten als 
Bedarf anerkannt. Weil im Abrechnungszeitraum die Unterkunftskosten in ungekürzter 
Höhe der Grundsicherung zugrunde gelegt wurden und A die Höhe ihrer Unterkunftskosten 
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nicht nachträglich beeinflussen kann, ist auch die Betriebskostennachforderung 2020 von 
120 Euro in tatsächlicher Höhe als Bedarf anzuerkennen. Dass die Unterkunftskosten im 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Nachforderung nur noch in angemessener Höhe als Bedarf 
berücksichtigt werden, ist für den Abrechnungszeitraum 2020 unbedeutend.  

(2) 1 Wurden während der gesamten Abrechnungsperiode hingegen nur die angemes-

senen anstelle der tatsächlichen und unangemessenen Unterkunfts- und/oder Heizkos-

ten als Bedarf vom Träger der Sozialhilfe anerkannt, ist eine Berücksichtigung der Be-

triebs- und/oder Heizkostennachforderung als Bedarf im Fälligkeitsmonat ausgeschlos-

sen. 2 Die Anerkennung einer Nachforderung würde einer bereits abgesenkten monatli-

chen Bedarfsberücksichtigung zuwiderlaufen. 3 Dies gilt nicht für den Anteil, der auf den 

angemessenen Verbrauch entfällt, wenn die Nachforderung nur auf Heizmittelpreisstei-

gerungen zurückgeht und die monatlichen Abschläge für den Anteil, der auf den unan-

gemessenen Verbrauch entfällt, von der leistungsberechtigten Person in voller Höhe 

(ggf. aus eigenen Mitteln wie z. B. Schonvermögen oder freibleibendem Einkommen) 

gezahlt worden sind.  

(3) Soweit nur während eines Teils der Abrechnungsperiode die tatsächlichen und un-

angemessenen Unterkunfts- und/oder Heizkosten vom Träger der Sozialhilfe in voller 

Höhe als Bedarf berücksichtigt wurden, ist die Betriebs- oder Heizkostennachforderung 

in diesem Umfang anteilig als Bedarf berücksichtigungsfähig (Rechenweg: 1/12 der Be-

triebs- bzw. der Heizkostennachforderung vervielfacht mit der Anzahl der Monate, in de-

nen im Abrechnungszeitraum die tatsächlichen (und unangemessenen) Unterkunftskos-

ten in voller Höhe als Bedarf berücksichtigt wurden = anerkennungsfähige Betriebs- bzw. 

Heizkostennachforderung).  

Beispiel:  

Der leistungsberechtigten Person geht mit Fälligkeit im Juni 2021 eine Nachforderung für 
Betriebskosten für die Abrechnungsperiode 2020 in Höhe von 120 Euro zu. Infolge einer 
Kostensenkungsaufforderung vom 14. März 2020 werden seit 1. Oktober 2020 nur noch 
die angemessenen Unterkunftskosten vom Träger der Sozialhilfe anerkannt. Für die Mo-
nate des Abrechnungszeitraums, in denen die tatsächlichen und unangemessenen Unter-
kunftskosten als Bedarf voll anerkannt wurden, ist die Betriebskostennachforderung antei-
lig als Bedarf zu berücksichtigen. Damit ist von der Betriebskostennachforderung ein Zeit-
raum von neun Monaten anteilig zu berechnen [120 Euro: 12 Monate = 10 Euro/Monat = 
10 Euro/Monat x neun Monate (Januar bis September 2020) = 90 Euro der Betriebskos-
tennachforderung sind als Bedarf im Juni 2021 anzuerkennen]. 

35.1.5.5 (Nachforderungen für eine nicht mehr bewohnte Unterkunft)  

(1) Da durch existenzsichernde Leistungen nur der aktuelle räumliche Lebensmittelpunkt 

gewährleistet werden soll, ist eine Betriebs- oder Heizkostennachforderung für eine nicht 

mehr bewohnte Unterkunft grundsätzlich nicht als Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 anzuer-

kennen (vgl. 35.1.2.1).  

(2) 1 Das BSG hat hingegen bestätigt, dass Ausnahmen jedenfalls dann bestehen, 

wenn  

a. entweder der Umzug in die neue Unterkunft in Erfüllung einer Kostensenkungs-

aufforderung i. S. v. Absatz 2 Satz 1 erfolgt ist oder  
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b. der Träger der Sozialhilfe eine Zusicherung i. S. v. Absatz 2 Satz 6 für den Umzug 

in die neue Unterkunft erteilt hat (auch ohne das Erfordernis einer Obliegenheit 

zur Kostensenkung)  

 
und soweit die leistungsberechtigte Person im Zeitpunkt der tatsächlichen Entstehung 

der Kosten (also während der Abrechnungsperiode) im Leistungsbezug (ggf. auch an-

dere existenzsichernde Leistungen wie bspw. Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Drit-

ten Kapitel oder Bürgergeld nach dem SGB II) stand. 2 In diesen beiden Ausnahmefällen 

ist eine Berücksichtigung einer Betriebs- oder Heizkostennachforderung für eine nicht 

mehr bewohnte Unterkunft als Bedarf im Fälligkeitsmonat zulässig. 3 Zusätzlich ist erfor-

derlich, dass die Anerkennung der Nachforderung nur insoweit erfolgen darf, als die Un-

terkunfts- und/oder Heizkosten im Abrechnungszeitraum in tatsächlicher (ggf. auch un-

angemessener) Höhe voll als Bedarf berücksichtigt wurden [vgl. 35.1.5.1 (1) bzw. 

35.1.5.4 (3)]. 4 Sollten im gesamten Abrechnungszeitraum anstelle der tatsächlichen nur 

die angemessenen Unterkunfts- und/oder Heizkosten als Bedarf anerkannt worden sein, 

ist eine Anerkennung des Bedarfs unzulässig [vgl. 35.1.5.4 (2)]. 5 Im Übrigen ist die Ab-

grenzung zu Schulden zu beachten (vgl. 35.1.5.2). 

Beispiel 1:  

Person A hat in Erfüllung einer Kostensenkungsaufforderung zum 1. Januar 2022 die Woh-
nung gewechselt. Infolge des Umzugs ist sie seit diesem Zeitpunkt nicht mehr hilfebedürftig 
(es besteht ein Einkommensüberschuss in Höhe von 100 Euro). Bis zum Umzug wurden 
die Unterkunftskosten in voller Höhe als Bedarf anerkannt und der Leistungsberechnung 
zugrunde gelegt. Am 15. Februar 2022 legt A dem Träger der Sozialhilfe eine Betriebskos-
tennachforderung für den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2021 für die vorherige 
Wohnung in Höhe von 250 Euro mit Fälligkeit im März 2022 vor und beantragt deren Über-
nahme [vgl. 35.1.8.1 (2)]. Die Vorauszahlungen wurden im Abrechnungszeitraum in voller 
Höhe von A an ihre Vermieterin gezahlt (vgl. 35.1.8.2). Da A in Erfüllung einer Kostensen-
kungsaufforderung die Unterkunft gewechselt hat, im gesamten Abrechnungszeitraum 
Grundsicherung bezogen hat und überdies die Unterkunftskosten in voller Höhe als Bedarf 
berücksichtigt wurden, ist die Betriebskostennachforderung in Höhe von 250 Euro für die 
vorherige Unterkunft im März 2022 zusätzlich als Bedarf zu berücksichtigen [vgl. 35.1.8.3 
(2)]. In der Folge besteht im März 2022 ein Grundsicherungsanspruch in Höhe von 150 
Euro (vgl. 35.1.8.6).  

Beispiel 2:  

Nach Zusicherung des Trägers der Sozialhilfe ist Person B zum 1. Februar 2022 in eine 
andere Wohnung gezogen und bezieht unter Berücksichtigung der neuen Unterkunftskos-
ten Grundsicherung in monatlicher Höhe von 200 Euro. Am 20. Februar 2022 geht ihr für 
die vorherige Wohnung eine Betriebskostennachforderung für den Zeitraum 1. Januar bis 
31. Dezember 2021 mit Fälligkeit im März 2022 in Höhe von 300 Euro zu. B hat vom 1. 
März 2021 bis 31. Dezember 2021 (= 10 Monate des Abrechnungszeitraums) Grundsiche-
rungsleistungen bezogen. Die Unterkunftskosten waren angemessen und die Vorauszah-
lungen wurden im Abrechnungszeitraum in voller Höhe von B an ihre Vermieterin gezahlt 
(vgl. 35.1.8.2). Durch die Zusicherung zum Wohnungswechsel und den durchgehenden 
Leistungsbezug im Abrechnungszeitraum ist die Betriebskostennachforderung anteilig in 
Höhe von 10/12 für die nicht mehr bewohnte Unterkunft als Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 
im Monat März 2022 zu berücksichtigen, sodass sich der Leistungsanspruch in diesem 
Monat auf 450 Euro erhöht [vgl. 35.1.8.1 (1), 35.1.8.3]. Eine etwaige Betriebskostennach-
forderung für den Monat Januar 2022 für die vorherige Wohnung wäre zudem im Jahr 2023 
zusätzlich als Bedarf zu berücksichtigen (vgl. 35.1.8.3). 
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35.1.5.6 (Verfahrensrechtliche Umsetzung von Nachforderungen)  

(1) Sofern sich nach Bekanntgabe des Bewilligungsbescheides aus einer Betriebs- 

und/oder Heizkostennachforderung eine Änderung in den Verhältnissen der leistungs-

berechtigten Person und hieraus eine Abweichung der bereits bewilligten Leistung 

ergibt, ist der wirksame Bewilligungsbescheid nach Maßgabe des § 48 SGB X (und unter 

Beachtung von § 116a) insoweit zugunsten der leistungsberechtigten Person anzupas-

sen und die sodann einmalig erhöhte Grundsicherungsleistung an die leistungsberech-

tigte Person zu erbringen.  

Beispiel:  

Person A erhält unter Berücksichtigung ihrer Miete (500 Euro) Grundsicherung. Dem An-
trag auf Grundsicherung vom 3. Dezember 2020 wurde mit Bescheid vom 4. Dezember 
2020 vom Träger der Sozialhilfe für den Zeitraum Dezember 2020 bis November 2021 in 
Höhe von monatlich 800 Euro entsprochen.  

Am 15. März 2021 legt A dem Träger der Sozialhilfe eine Betriebskostennachforderung in 
Höhe von 120 Euro für die Abrechnungsperiode 2020 mit einer Fälligkeit im April 2021 vor, 
woraus sich in dem Monat April 2021 ein höherer Leistungsanspruch ergibt.  

Der der Leistung zugrunde liegende Verwaltungsakt vom 4. Dezember 2020 ist wegen ei-
ner leistungserheblichen Änderung in den Verhältnissen von A teilweise, mit Wirkung für 
den April 2021, gemäß § 48 SGB X aufzuheben und für diesen Zeitraum eine Grundsiche-
rung in Höhe von 920 Euro zu erbringen. Im Übrigen (d. h. für die Monate Dezember 2020 
bis März 2021 und Mai 2021 bis November 2021) verbleibt es bei der Bewilligungsent-
scheidung vom 4. Dezember 2020.  

(2) Sollte sich aus der Betriebs- und/oder Heizkostennachforderung nur für einen Monat 

ein Anspruch auf Grundsicherung ergeben [vgl. 35.1.5.3 (2)] und der Antrag nicht aus-

drücklich auf diesen Monat von der leistungsnachsuchenden Person beschränkt worden 

sein, ist dieser im Übrigen für die Dauer des Bewilligungszeitraums (§ 44 Absatz 3 Satz 

1) abzulehnen. 

35.1.6 (Karenzzeit)  

(1) 1 Absatz 1 Satz 2 normiert eine einjährige Karenzzeit bezüglich der Berücksichtigung 

von Unterkunftskosten. 2 Die Karenzzeit findet keine Anwendung bei Personen, deren Be-

darfe für die Unterkunft sich nach § 42a Absatz 3 oder nach § 42a Absatz 5 bis 7 SGB XII 

bemessen. 3 Während der Karenzzeit sind die tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft 

in voller Höhe als Bedarf bei der Berechnung der Leistungen zu berücksichtigen, auch wenn 

sie unangemessen sind. 4 Die Karenzzeit beginnt ab dem Ersten des Monats, für den erst-

mals Leistungen nach dem SGB XII bezogen werden. 5 Die Regelungen für die Karenzzeit 

in Absatz 1 Satz 2 bis 6 normieren keine Durchbrechung des Individualitätsprinzips. 6 Daher 

können die Karenzzeiten der einzelnen Haushaltsmitglieder zu unterschiedlichen Zeitpunk-

ten enden, zum Beispiel bei Zuzug oder Geburt.  

(2) Bei Leistungsberechtigten, die in den letzten zwei Jahren vor Eintritt in den Leistungs-

bezug nach dem Dritten oder Vierten Kapitel SGB XII Leistungen nach dem SGB II bezogen 

haben, erfolgt die Anrechnung der bereits im SGB II in Anspruch genommenen Karenzzeit, 

mit der Folge, dass nur noch eine verkürzte Karenzzeit gilt (Absatz 1 Satz 6).  

Beispiel:  
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Person A werden erstmals ab 1. März 2023 Leistungen der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung bewilligt. Bis zum 31. Dezember 2022 konnte A seinen Lebensun-
terhalt aus seinem Einkommen decken. In der Zeit vom 1. Januar 2023 bis zum 28. Februar 
2023 hat er Leistungen nach dem SGB II erhalten. Die bereits im SGB II in Anspruch ge-
nommene Karenzzeit von zwei Monaten wird auf die Karenzzeit im SGB XII angerechnet, 
so dass die Karenzzeit für A nur noch zehn Monate statt zwölf Monate beträgt.  

(3) 1 Wird der Leistungsbezug während der Karenzzeit für mindestens einen Monat unter-

brochen, verlängert sich die Karenzzeit um die vollen Monate der Leistungsunterbrechung.  

Beispiel:  

Person B werden ab dem 1. Januar 2023 erstmals Leistungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung bewilligt. Bereits im Rahmen der Antragstellung hat B mitgeteilt, 
dass er am 31. März 2023 ins Ausland reisen wird, um vom 1. April 2023 bis zum 30. April 
2023 seine dort lebende Tochter zu besuchen. Im Hinblick auf § 41a wird der Auslands-
aufenthalt bereits im Rahmen des ersten Bewilligungsbescheids berücksichtigt und es wer-
den für April nur anteilig Leistungen für den Zeitraum 1. April bis 28. April 2023 und nicht 
für den Restmonat gewährt. Da der Leistungsbezug von B kürzer als einen vollen Monat 
unterbrochen ist, verlängert sich die Karenzzeit nicht.  

2 Ist die leistungsberechtigte Person mindestens drei Jahre lang nicht im Leistungsbezug 

nach dem Dritten oder Vierten Kapitel SGB XII oder nach dem SGB II gewesen, beginnt 

eine neue Karenzzeit von einem Jahr (Absatz 1 Satz 5). 

35.1.7 (Angemessenheit der Aufwendungen für die Unterkunft)  

35.1.7.1 (Allgemeines)  

(1) 1 Bei der Bestimmung der Angemessenheit ist im Rahmen einer Einzelfallprüfung auf 

die abstrakte und konkrete Angemessenheit der Unterkunftsaufwendungen abzustellen. 

2 Der Begriff der Angemessenheit ist ein unbestimmter Rechtsbegriff und als solcher voll 

gerichtlich überprüfbar. 3 Die Angemessenheitsprüfung hat dabei getrennt von der Prü-

fung der Angemessenheit der Heizkosten zu erfolgen (anders bei Festlegung einer Ge-

samtangemessenheitsgrenze, vgl. 35.7.0). 

(2) 1 In einem ersten Schritt sind die abstrakt angemessenen Aufwendungen für die Un-

terkunft zu ermitteln. 2 Diese bestimmen sich im Regelfall entsprechend 35.1.7.2. 3 Sie 

können jedoch auch durch Pauschalen oder Satzung des Trägers bestimmt werden. 4 In 

einem zweiten Schritt ist die konkrete Angemessenheit der Aufwendungen für die Unter-

kunft festzustellen (vgl. 35.1.7.3). 5 Anders als im ersten Prüfungsschritt sind hier die 

individuellen Bedarfe zu berücksichtigen, die etwa darin bestehen können, dass Pflege-

bedürftige oder Menschen mit Behinderungen eine größere Wohnfläche oder eine bar-

rierefreie Wohnung benötigen. 6 Auch wenn die Aufwendungen für die Unterkunft abs-

trakt unangemessen sind, können sie im Einzelfall aufgrund individueller Umstände kon-

kret und damit auch im Ergebnis angemessen sein.  

(3) 1 Die Angemessenheitskriterien des Absatzes 2 gelten sowohl für die Bestimmung 

der angemessenen Aufwendungen für Mietwohnungen als auch für die Nutzung von 

Wohneigentum. 2 Hingegen finden die Kriterien des § 90 Absatz 2 Nummer 8 für Haus- 

oder Wohnungseigentum bei der Bestimmung der Angemessenheit der Aufwendungen 
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für die Unterkunft keine Anwendung. 3 Sie sind lediglich im Rahmen der Bedürftigkeits-

prüfung relevant. 

35.1.7.2 (abstrakte Angemessenheit)  

1 Die Angemessenheit der Aufwendungen ermittelt sich nach der von der Rechtspre-

chung für das SGB II entwickelten Produkttheorie, welche auch im SGB XII Anwendung 

findet. 2 Danach ist die Angemessenheit der Unterkunftskosten über die Gesamtkosten 

zu definieren. 3 Die Gesamtkosten wiederum sind das (rechnerische) Produkt aus der 

abstrakt angemessenen Wohnfläche (Wohnungsgröße) und der nach den örtlichen Ver-

hältnissen abstrakt noch angemessenen Quadratmetermiete für Wohnraum mit einfa-

chem Wohnstandard. 4 D. h., dass nicht beide Faktoren (Wohnungsgröße und der Quad-

ratmeterpreis) jeweils für sich betrachtet angemessen sein müssen, sondern das Pro-

dukt aus Wohnfläche und Quadratmeterpreis (Nettokaltmiete pro Quadratmeter inklusive 

kalte Betriebskosten = Bruttokaltmiete) eine insgesamt angemessene Wohnungsmiete 

ergeben muss. 

35.1.7.3 (konkrete Angemessenheit)  

(1) 1 Die konkrete Angemessenheit unterscheidet sich von der abstrakten Angemessen-

heit dadurch, dass die personenbezogenen Umstände des Einzelfalls berücksichtigt 

werden. 2 Diese Umstände ergeben sich aus den besonderen Lebensumständen jedes 

und jeder Einzelnen und sind gerade beim Personenkreis des SGB XII konkret bei den 

mietpreisbildenden Faktoren zu berücksichtigen.  

(2) 1 Berücksichtigungsfähige Umstände des Einzelfalls für eine Überschreitung der fest-

gelegten Angemessenheitsgrenze müssen sich tatsächlich auf den erforderlichen Unter-

kunftsbedarf einer Person auswirken. 2 Dieses können unter anderem Faktoren wie 

Krankheit, Behinderung, Pflegebedürftigkeit, Alter, schulpflichtige Kinder und Alleinerzie-

hung sein.  

Beispiel:  

Personen mit Gehbehinderung, die auf die Nutzung eines Rollstuhls angewiesen sind, ha-
ben regelmäßig einen erhöhten bzw. besonderen Raumbedarf (u. a. größere Durchgänge 
in Badezimmer, Küche und Flur, damit diese auch für diese Personengruppe „befahrbar“ 
bleiben). Hier gleicht ein Abweichen der Wohnungsgröße in einem angemessenen Maß 
(ggf. Wohnungsgröße eines Zweipersonenhaushaltes für eine Person) die Einschränkun-
gen der Personengruppe in Bezug auf die Nutzbarkeit der Wohnung aus. Die Mehrkosten 
der Unterkunft sind als Bedarf anzuerkennen.  

Sofern nur die Aufwendungen für die Unterkunft auf dem Stand eines Zweipersonenhaus-
haltes liegen, jedoch die Wohnungsgröße und der Wohnungszuschnitt dem erhöhten bzw. 
besonderen Raumbedürfnis nicht Rechnung tragen, ist eine Berücksichtigung der Aufwen-
dungen als Unterkunftsbedarf im Rahmen der konkreten Angemessenheit nicht angezeigt.  

3 Das Vorliegen solcher besonderen Umstände des Einzelfalles, die im Rahmen der kon-

kreten Angemessenheit zu berücksichtigen sind, ist durch die leistungsberechtigte Per-

son nachzuweisen. 4 Krankheitsbedingte Unterkunftsmehrbedarfe sind durch ärztliches 

Attest, das eine medizinische Begründung enthalten muss, nachzuweisen. 5 Umstände, 

die zur Übernahme höherer Unterkunftskosten geführt haben, sind aktenkundig zu ma-

chen. 
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35.1.8 (Angemessenheit der Aufwendungen für Heizung)  

(1) 1 Die Aufwendungen für Heizung sind in tatsächlicher Höhe als Bedarf zu berücksichti-

gen, soweit sie angemessen sind. 2 Eklatant kostspieliges oder unwirtschaftliches Heizen 

ist nicht durch die Grundsicherung aufzufangen. 3 Die tatsächlich anfallenden Kosten sind 

als angemessen anzusehen, soweit sie nicht einen Grenzwert überschreiten, der auf ein 

unangemessenes Heizverhalten hindeutet.  

(2) 1 Anhaltspunkte für unangemessen hohe Heizkosten ergeben sich, wenn die tatsächli-

chen Aufwendungen der leistungsberechtigten Person die durchschnittlich aufgewendeten 

Kosten aller Verbrauchenden für eine Wohnung der den abstrakten Angemessenheitskrite-

rien entsprechenden Größe erheblich überschreiten. 2 Zu diesem Abgleich können entwe-

der der zum Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung aktuelle jeweilige ortsbezogene 

Kommunale Heizspiegel oder ersatzweise der Bundesweite Heizspiegel4 herangezogen 

werden. 3 Der Bundesweite Heizspiegel weist in einer tabellarischen Darstellung Grenz-

werte zum Verbrauch (Kilowattstunde je Quadratmeter) bzw. zu den Heizkosten (Kosten je 

Quadratmeter) im Hinblick auf die einzelnen Energieträger / Heizsysteme und unter Berück-

sichtigung der Gesamtwohnfläche des Gebäudes aus, die Rückschlüsse zu angemessenen 

Heizkosten ermöglichen. 4 Der Grenzwert, der auf ein unangemessenes Heizverhalten hin-

deutet, errechnet sich entsprechend dem jeweiligen Energieträger und der Größe der 

Wohnanlage aus dem Produkt des Vergleichswertes für „zu hohe Heizkosten “ bzw. „zu 

hoher Verbrauch“ und der abstrakt angemessenen Wohnfläche (nicht jedoch aus der 

Wohnfläche der konkret innegehabten Unterkunft). 5 Sind Warmwasserkosten nicht in den 

Heizkosten enthalten, sind entsprechende Abzüge vorzunehmen (Erdgas, Heizöl, Fern-

wärme und Holzpellets 24 kWh, Wärmepumpe 9,6 kWh).  

(3) Folgende Hinweise sind beim Umgang mit dem Bundesweiten Heizspiegel zu beachten:  

• Umgang mit kleinem Wohnraum oder einer Etagenheizung  

Auf das Segment „100 bis 250 qm“ ist auch dann zurückzugreifen, wenn die Gesamt-

wohnfläche der von der leistungsberechtigten Person bewohnten Unterkunft kleiner 

als 100 qm ist oder es sich um eine Wohnung handelt, die mit einer Etagenheizung 

beheizt wird. 

Beispiel:  

Person A lebt in einer Wohnung von 40 qm und hat im Jahr 2021 einen Jahresverbrauch 
laut Jahresabrechnung für ihre Gasheizung von 6 500 kWh. Die örtlich abstrakt angemes-
sene Wohnfläche für einen Einpersonenhaushalt beträgt 50 qm. Unter Berücksichtigung 
der abstrakten Wohnfläche ergibt sich ein Verbrauch von 130 kWh/qm (6 500 kWh : 50 qm 
= 130 kWh/qm). Der Verbrauch unterschreitet den Grenzwert für das Abrechnungsjahr 
2021 und ist somit als angemessen einzustufen. 

 
• Umgang mit nicht im Heizspiegel erfassten Heizungsformen  

                                                 
4 Heizspiegel für Deutschland | Heizspiegel, vgl. dort die Links für die einzelnen Jahre. 

https://www.heizspiegel.de/heizkosten-pruefen/heizspiegel/
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Sofern im Einzelfall Heizungsarten vorliegen, die nicht vom Heizspiegel erfasst sind 

(bspw. Festbrennstoffe, Elektroheizung), ist es hilfsweise zulässig, den jeweils kos-

tenaufwändigsten Energieträger des Heizspiegels in Euro pro m² bzw. mit dem 

höchsten Energieverbrauch in kWh pro m² vergleichend zugrunde zu legen. 

 
• Umgang mit Nichtfeststellbarkeit des individuellen Verbrauchs  

Bei Wohnungen in Mehrfamilienhäusern, die hingegen mit einer Zentralheizung be-

heizt werden und in denen die Messung des individuellen Verbrauchs nach Wohnein-

heiten nicht möglich ist, kann zur Festlegung der Grenzwerte auf die beheizte Wohn-

fläche des Gesamtgebäudes zurückgegriffen werden, die sich aus der Heizkosten-

abrechnung ergibt. Die zu berücksichtigenden Grenzwerte sind sodann auf den Ein-

zelfall zu übertragen.  

Beispiel:  

Person B lebt in einem Mehrfamilienhaus mit Fernwärme, in dem der individuelle Ver-
brauch nicht messbar ist. Aus der Jahresabrechnung ergibt sich zu einer beheizten Ge-
samtwohnfläche von 500 qm ein Verbrauch von 50 000 kWh, was einem Verbrauch von 
100 kWh / qm entspricht. Dieser Verbrauch unterschreitet den Grenzwert und ist somit als 
angemessen einzustufen.  

Zu beachten ist, dass bei fehlender individueller Verbrauchsermittlung die Mietpartei bei 

Vorliegen der Voraussetzungen des § 12 HeizKVO berechtigt ist, den Abrechnungsbetrag 

um 15 % zu kürzen.  

(4) 1 Für die Prüfung der Angemessenheit der Heizkosten während der Karenzzeit gelten 

folgende Besonderheiten: 2 Es ist stets auf die tatsächlich bewohnte Wohnfläche abzustel-

len, solange diese größer als die abstrakt angemessene Wohnfläche ist. 3 Ist die bewohnte 

Unterkunft dagegen kleiner als die abstrakt angemessene Wohnfläche, ist wie außerhalb 

der Karenzzeit die abstrakt angemessene Wohnfläche maßgeblich. 4 Hintergrund ist, dass 

unangemessene Unterkunftsaufwendungen oft auch gerade bei Unterkünften vorliegen, die 

größer als die abstrakt angemessene Wohnfläche sind. 5 Andererseits würde ein Abstellen 

auf die tatsächlich bewohnte Wohnfläche, Leistungsberechtigte in Unterkünften, die kleiner 

als die abstrakt angemessene Wohnfläche sind, benachteiligen.  

(5) 1 Überschreiten die Heizkosten im zu prüfenden Einzelfall die Grenzwerte zu Verbrauch 

bzw. Kosten den Bereich „zu hoch“ aus dem jeweils aktuell zu berücksichtigenden Heiz-

spiegel nicht, kann ohne Weiteres von der Angemessenheit der Heizkosten ausgegangen 

werden. 2 Werden jedoch die Grenzwerte zu „zu hohen“ Kosten bzw. „zu hohen“ Verbrauchs 

überschritten, ist dies ein Indiz für ein unwirtschaftliches Heizverhalten und erfordert vom 

Träger der Sozialhilfe eine weitere Sachverhaltsklärung unter Berücksichtigung der objek-

tiven und subjektiven Besonderheiten des Einzelfalls. 3 In diesem Rahmen obliegt es 

der leistungsberechtigten Person, Gründe vorzubringen, dass ihre tatsächlichen Aufwen-

dungen dennoch als angemessen anzusehen sind. 

(6) 1 Als objektive Faktoren sind u. a. zu berücksichtigen, in welchem Zustand und in wel-

cher Lage sich die beheizte Unterkunft befindet (Alter des Hauses, Geschosshöhe, Lage 

der Wohnung im Haus, Wärmeisolierung, Zustand der Heizung, etc.). 2 Zudem sind die Wet-

terverhältnisse zu beachten, die sich in einem Heizverhalten spiegeln. 3 Zu bedenken ist 
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ebenso, dass die Entwicklung von Energiepreisen nicht von der leistungsberechtigten Per-

son beeinflusst werden kann. 4 Wurden bislang die Heizkosten in voller Höhe als angemes-

sener Bedarf anerkannt und bleibt der Verbrauch im Wesentlichen unverändert bzw. liegt 

unterhalb der Nichtprüfungsgrenze nach kWh, dann sind allein wegen allgemein gestiege-

ner Preise erhöhte Heizkosten ebenfalls in voller Höhe als Bedarf anzuerkennen.  

(7) 1 In subjektiver Hinsicht ist u. a. zu berücksichtigen, dass Personen wegen Alters oder 

aus gesundheitlicher Einschränkung einen erhöhten Heizbedarf haben können, insbeson-

dere weil sie häufig eine erheblich größere Zeitspanne in ihrem Haushalt verweilen als dies 

durchschnittlich der Fall ist. 2 Letzteres ist ebenso denkbar, wenn aus anderen persönlichen 

Gründen der Wohnraum wenig bis gar nicht verlassen wird. 3 Aber auch im Haushalt le-

bende Kleinkinder können einen erhöhten Heizungsverbrauch im Einzelfall erfordern. 4 Eine 

pauschale Berücksichtigung dieser Faktoren ist jedoch unzulässig. 

35.2.0 (Regelungsziel)  

1 Absatz 2 enthält die Informationspflicht über die zum 1. Januar 2023 eingeführte Karenzzeit. 

2 Ziel ist die frühzeitige Information der neu in den Leistungsbezug fallenden Personen, damit 

diese sich auf die Veränderungen einstellen und entscheiden können, ob die Mietwohnung 

oder das selbst bewohnte Wohneigentum auf lange Sicht beibehalten werden kann.  

35.2.1 (Informationspflicht über die Karenzzeit)  

(1) 1 Trotz Karenzzeit hat der Träger der Sozialhilfe nach Absatz 2 zu Beginn der Karenzzeit 

die Angemessenheit der Bedarfe für Unterkunft und Heizung zu prüfen. 2 Sind die Aufwen-

dungen unangemessen hoch, ist die leistungsberechtigte Person über die Höhe der für sie 

angemessenen Bedarfe für Unterkunft und Heizung, die Dauer der Karenzzeit sowie über 

das Verfahren nach Ablauf der Karenzzeit (Kostensenkungsverfahren) zu informieren. 3 Erst 

zum Ende der Karenzzeit sind die tatsächlichen Aufwendungen für die Unterkunft abschlie-

ßend und rechtsverbindlich auf ihre Angemessenheit mit der möglichen Folge eines Kos-

tensenkungsverfahrens zu überprüfen.  

(2) 1 Es handelt sich um eine reine Information mit Schutz- und Warnfunktion zum Aus-

kunftszeitpunkt ohne unmittelbare Rechtsfolge und nicht um eine vorweggenommene Kos-

tensenkungsaufforderung. 2 Der Erhalt der Information ist nicht Voraussetzung für den Be-

ginn oder die Dauer der Karenzzeit nach Absatz 1 Satz 2 bis 6. 3 Falls die in der Information 

mitgeteilte Höhe der angemessenen Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht korrekt war 

oder während der Dauer der Karenzzeit sich die für die leistungsberechtigte Person maß-

gebliche Angemessenheitsgrenze verändert und daher die mitgeteilte Höhe nicht mehr zu-

treffend ist, ist dies unschädlich.  

(3) 1 Hat der Träger der Sozialhilfe eine Gesamtangemessenheitsgrenze festgelegt, muss 

die Information diese Gesamtangemessenheitsgrenze ausweisen. 2 In diesen Fällen ist 

während der Karenzzeit kein isoliertes Kostensenkungsverfahren bezüglich der Heizungs-

aufwendungen möglich, da die Angemessenheit der Aufwendungen nur einmal geprüft wer-

den kann. 3 Hat der Träger der Sozialhilfe hingegen keine Gesamtangemessenheitsgrenze 

festgelegt, ist natürlich auch während der Karenzzeit die Einleitung eines Kostensenkungs-

verfahrens bezogen auf die Heizungsaufwendungen zu prüfen, wenn diese unangemessen 

hoch sind. 
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35.3.0 (Regelungsinhalt)  

Absatz 3 enthält die Regelungen zum Umgang mit unangemessenen Unterkunfts- und Hei-

zungsaufwendungen (sog. Kostensenkungsverfahren) außerhalb der Karenzzeit.  

35.3.1 (Kostensenkungsverfahren)  

(1) 1 Übersteigen die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung den der Besonderheit des 

Einzelfalles angemessenen Umfang, ist vom Träger der Sozialhilfe zu prüfen, ob der leis-

tungsberechtigten Person die Senkung ihrer Aufwendungen auf das angemessene Maß 

möglich und zumutbar ist (Kostensenkungsverfahren). 2 Ziel des Kostensenkungsverfah-

rens ist es, auf die leistungsberechtigte Person so einzuwirken, dass sich die nach Absatz 

1 Satz 1 zu berücksichtigenden Bedarfe in einen angemessenen Bereich entwickeln. 3 Eine 

Senkung der Aufwendungen wird insbesondere durch Untervermietung oder ein geänder-

tes Heizverhalten, aber auch durch den Wechsel der Unterkunft ermöglicht.  

(2) 1 Grundsätzlich ist die Angemessenheit der Unterkunftsaufwendungen getrennt von der 

Angemessenheit der Heizungsaufwendungen zu prüfen, es sei denn, eine Gesamtange-

messenheitsgrenze (vgl. 35.7) ist festgelegt worden. 2 Ergibt die Prüfung, dass nur die Un-

terkunftsaufwendungen unangemessen sind, bspw. wenn zwar die Höhe der Bruttokalt-

miete unangemessen, jedoch die Höhe der Aufwendungen für Heizung, z. B. aufgrund spar-

samen Verbrauchsverhaltens, nicht zu beanstanden ist, ist die Kostensenkungsaufforde-

rung allein auf die unangemessenen Unterkunftsaufwendungen zu beschränken. 3 In die-

sem Fall sind die Heizungsaufwendungen nicht von dieser Kostensenkungsaufforderung 

betroffen.  

35.3.2 (Regelfrist zur Berücksichtigung unangemessener Unterkunfts- und 

Heizungsaufwendungen)  

(1) 1 Aufwendungen für die Unterkunft können bei Auszug oder Tod eines Haushaltsange-

hörigen oder durch Mietpreiserhöhungen zum Zeitpunkt der Fälligkeit der höheren Miete 

und einer dadurch verursachten Überschreitung der abstrakten und konkreten Angemes-

senheit unangemessen werden. 2 Denkbar ist aber auch eine Senkung der Angemessen-

heitsgrenze bei ausreichend verfügbarem Wohnraum im Einzugsgebiet, wodurch es ohne 

Änderung der tatsächlichen Aufwendungen zur Unangemessenheit der Aufwendungen für 

die Unterkunft kommen kann. 3 Bei Staffel- oder Indexmietverträgen werden die Aufwen-

dungen für die Unterkunft erst mit dem Eintritt der die Angemessenheitsgrenze überstei-

genden Mieterhöhung unangemessen. 4 Erst ab dann kann ein Kostensenkungsverfahren 

betrieben werden.  

Beispiel:  

Person A hat einen Staffelmietvertrag abgeschlossen und steht im laufenden Leistungsbe-
zug. Zunächst sind die Aufwendungen für die Unterkunft angemessen. Ab dem 1. Septem-
ber 2019 werden sie durch Erhöhung der Staffelmiete um 50 Euro unangemessen. Die 
Aufforderung zur Kostensenkung kann erst ab dem 1. September 2019 erfolgen.  

(2) 1 Übersteigen die Aufwendungen für die Unterkunft unter Berücksichtigung der Beson-

derheit des Einzelfalls den angemessenen Umfang, sind sie nach Ablauf der Karenzzeit so 

lange als Bedarf anzuerkennen, wie es der leistungsberechtigten Person nicht möglich oder 

zuzumuten ist, durch Wohnungswechsel, durch Untervermietung oder auf andere Weise 
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die Aufwendungen auf ein angemessenes Maß zu senken. 2 Liegen unter Berücksichtigung 

der Besonderheiten des Einzelfalls unangemessene Heizungsaufwendungen vor, sind 

diese so lange als Bedarf zu berücksichtigen, bis die leistungsberechtigte Person nach vor-

heriger Aufforderung zur Kostensenkung und Beratung durch den Träger der Sozialhilfe die 

Möglichkeit hatte, die Heizungsaufwendungen auf ein angemessenes Maß zu senken. 3 Die 

Berücksichtigung der Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung, welche über dem an-

gemessenen Maß liegen, erfolgt i. d. R. längstens für sechs Monate (Absatz 3 Satz 2).  

(3) 1 Die Frist beginnt mit der Aufforderung zur Kostensenkung, nachdem die individuelle 

Angemessenheit nach Anhörung der Betroffenen festgestellt wurde und die tatsächlichen 

Aufwendungen den individuell festgestellten angemessenen Umfang übersteigen (vgl. 

35.1.7.3). 2 Die Verkürzung der Sechsmonatsfrist kann nur in begründeten Fällen erfolgen. 

3 Wenn der Sozialhilfeträger die Sechsmonatsfrist verkürzen will, hat er eine konkrete Un-

terkunft aufzuzeigen, welche bedarfsgerecht, angemessen, verfügbar und für die leistungs-

berechtigte Person zugänglich ist. 4 Ist es der leistungsberechtigten Person auch für einen 

über die Regelfrist von sechs Monaten hinausgehenden Zeitraum nachweislich nicht mög-

lich, eine nach den Vorgaben des Sozialhilfeträgers abstrakt oder konkret angemessene 

Unterkunft anzumieten, hat die Anerkennung der tatsächlichen Aufwendungen für die aktu-

ell bewohnte Unterkunft im Einzelfall auch über die Regelhöchstfrist hinaus zu erfolgen. 

5 Ein Abweichen von der Regelfrist erfolgt jedoch nicht bereits daraus, dass der Mietvertrag 

über einen längeren Zeitraum abgeschlossen wurde. 6 Sofern durch Einzug eines Mitbe-

wohners oder einer Mitbewohnerin in die Wohnung die Aufwendungen für die Unterkunft 

angemessen werden, ist das Kostensenkungsverfahren hinfällig. 7 Sowohl in den Fällen der 

Über- als auch der Unterschreitung der Sechsmonatsfrist ist zur Dokumentation eine Be-

gründung in die Akte aufzunehmen. 

35.3.3 (Kostensenkungsverfahren bei unangemessen hohen Heizkosten)  

(1) 1 Eine Kostensenkung durch Energieeinsparung kann regelmäßig nur bei Selbstversor-

gung mit Heizmaterial und Kostenanfall im Zeitpunkt des Erwerbs neuen Heizmaterials 

(bspw. beim Kauf von Heizöl) unmittelbar gesteuert werden. 2 Bei Abschlagszahlungen, die 

an das Ergebnis jährlicher Abrechnungen gekoppelt sind, können erfolgreich durchgeführte 

Kostensenkungen erst nach Ablauf der Abrechnungsperiode und erfolgter Abrechnung 

wirksam werden. 3 Somit kann es angezeigt sein, einen längeren Zeitraum als die Regelfrist 

zur Änderung des Verbrauchsverhaltens zuzubilligen.  

(2) 1 Zu beachten ist, dass Heizkosten als eigener Bedarf i. S. v. Absatz 1 Satz 1 ggf. nicht 

von einer Kostensenkungsaufforderung bezüglich der Unterkunftskosten betroffen sind [vgl. 

35.3.1 (2)]. 2 Die unterschiedlichen Prüfmaßstäbe für die Angemessenheit der Heizkosten 

[vgl. 35.1.8 (4)] können zur Folge haben, dass bezogen auf die Heizkosten zwei Kosten-

senkungsverfahren durchzuführen sind: Zu Beginn der Karenzzeit für die Unterkunft als 

auch nach Ablauf der Karenzzeit für die Unterkunft. 

35.3.4 (Absehen von Kostensenkungsmaßnahmen)  

(1) 1 Von Kostensenkungsmaßnahmen ist abzusehen, wenn der leistungsberechtigten Per-

son die Senkung ihrer Aufwendungen für die Unterkunft aus tatsächlichen oder rechtlichen 

Gründen unmöglich ist. 2 Tatsächlich unmöglich ist eine Kostensenkung z. B. dann, wenn 

keine geeignete Alternativwohnung zur Verfügung steht, die die abstrakten und konkreten 
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Angemessenheitskriterien erfüllt. 3 Eine praktisch sehr relevante Kostensenkungsmöglich-

keit stellt die Vermietung (bei Wohneigentum), ansonsten die Untervermietung, dar. 4 Eine 

(rechtliche) Unmöglichkeit der Kostensenkung kann daher z. B. dann vorliegen, wenn der 

Mietvertrag keine Untervermietung erlaubt, kein Anspruch auf Gestattung der Untervermie-

tung gegen den Vermieter wegen besonderen Interesses des Mieters gemäß § 553 Ab-

satz  1 Satz 1 BGB gegeben ist und andere Möglichkeiten der Kostensenkung ebenfalls 

nicht bestehen.  

(2) 1 Von Kostensenkungsmaßnahmen ist ebenso abzusehen, wenn der leistungsberech-

tigten Person die Vermietung/Untervermietung, ein Umzug und eine anderweitige Reduzie-

rung der Aufwendungen unzumutbar ist. 2 Solange noch bei einer Person der Haushaltsge-

meinschaft die Karenzzeit läuft, ist die Senkung der Aufwendungen für andere Haushalts-

mitglieder unzumutbar. 3 In Bezug auf die Kostensenkung mittels Umzug ist zu prüfen, ob 

die betroffene Person durch einen Umzug unverhältnismäßig in ihren Grundrechten einge-

schränkt wird oder in dem Umzug eine besondere Härte besteht. 4 Neben gesundheitlichen 

Gründen können auch die besonderen Belange von Kindern (Schulbesuch, gewohntes Um-

feld, Umgangsrecht eines Elternteils) oder die eigene soziokulturelle Situation (langjährig 

dort wohnhaft, stabiles Umfeld) und eigene Verpflichtungen (z. B. Pflege einer nahen an-

gehörigen Person) ggf. den Umzugsradius einschränken oder im Einzelfall eine besondere 

Härte darstellen. 5 Dies kann insbesondere bei folgenden Personengruppen der Fall sein:  

• Menschen in Pflegewohngemeinschaften, bei Behinderung oder Krankheit,  

• Menschen, die in ihrer Mobilität eingeschränkt und auf eine barrierefreie Unterkunft 

angewiesen sind,  

• Alleinerziehende, die auf eine bestimmte Betreuungsstruktur zur Erziehung des Kin-

des angewiesen sind,  

• Menschen mit einer Krankheit, bei denen der Behandlungserfolg eine nur im bishe-

rigen, nicht aber in einem anderen in Frage kommenden Wohnumfeld vorhandene 

fachärztliche  

Struktur voraussetzt (was sich insbesondere auf deren Erreichbarkeit beziehungsweise Zu-

gänglichkeit bezieht).  

(3) 1 In die Abwägung, ob ein Umzug im Alter zumutbar ist, sind unter anderem das konkrete 

Alter und der Gesundheitszustand einer Person zu berücksichtigen. 2 Mit höherem Alter ist 

von einer abnehmenden Anpassungsfähigkeit, einer höheren Anfälligkeit für Erkrankungen 

und einer höheren Bedeutung des sozialen Nahumfelds auszugehen. 3 Der Verweis auf die 

Möglichkeit zum Pendeln ist nur insoweit zulässig, als die leistungsberechtigte Person dies 

mit geringem finanziellen Aufwand (ggf. Sozialticket für den öffentlichen Nahverkehr) leisten 

kann und die tatsächliche gesundheitliche wie auch geistige Leistungsfähigkeit dies zulas-

sen.  

Beispiel:  

Die 82jährige leistungsberechtigte Person G wohnt seit über 27 Jahren in einer kleinen 
Gemeinde. Die angemessenen Wohnkosten werden durch die Mieterhöhung zum 1. Juli 
2021 überschritten (einem Umzug stünden keine Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte entge-
gen). Eine Untervermietung ist nicht gestattet oder z. B. wegen der Anzahl der Räume nicht 
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zumutbar und geeigneter Wohnraum ist in dieser Gemeinde und deren unmittelbarer Um-
gebung knapp. G ist Mitglied im örtlichen Seniorenkreis und nimmt aktiv am Vereinsleben 
der Gemeinde teil.  

Eine Aufforderung zum Umzug durch das Kostensenkungsverfahren ist für G unzumutbar, 
da diese lange in der kleinen Gemeinde wohnt und ihre daraus resultierende soziale In-
tegration stark ist. Der Verweis auf die Möglichkeit zum Pendeln ist aufgrund des Alters 
unzumutbar.  

(4) Soweit Umstände, die nach den Absätzen 1 bis 3 ein Absehen von Kostensenkungs-

maßnahmen begründen, nach Aktenlage nicht mit hinreichender Sicherheit feststehen, sind 

sie im Verfahren nach 35.3.4 zu ermitteln.  

(5) 1 Nach Absatz 3 Satz 4 ist bei Versterben eines Haushaltsmitglieds für eine Zeit lang 

von Kostensenkungsmaßnahmen abzusehen. 2 Voraussetzung ist, dass die Aufwendungen 

für die bewohnte Unterkunft bis zum Tod des Haushaltsmitglieds angemessen waren und 

die Wohnung weiterhin bewohnt wird. 3 Folge: Den übrigen Haushaltsmitgliedern ist die 

Senkung der Aufwendungen für diese Wohnung für die Dauer von mindestens zwölf Mona-

ten nach dem Sterbemonat nicht zumutbar. 4 Hierdurch trägt das Gesetz der besonderen 

Lebenssituation bei Versterben eines Haushaltsmitglieds Rechnung. 5 Im Einzelfall kann 

auch ein Absehen von Kostensenkungsmaßnahmen über den zwölften Monat hinaus an-

gezeigt sein. 

35.3.5 (Unwirtschaftlichkeit eines Umzuges)  

1 Nach Absatz 3 Satz 3 muss eine Absenkung der nach Absatz 1 Satz 1 unangemessenen 

Aufwendungen nicht gefordert werden, wenn die Absenkung unter Berücksichtigung der 

bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen unwirtschaftlich wäre. 2 Dabei 

wird das Einsparpotenzial durch geringere zu berücksichtigende Aufwendungen für die Un-

terkunft inklusive Heizkosten mit den entstehenden Umzugs- und Begleitkosten (z. B. Leis-

tungen für einen Umzugswagen oder die Verpflegung von Helfern) verglichen. 3 Dieses Vor-

gehen entspricht auch den allgemeinen Haushaltsgrundsätzen der Sparsamkeit und Wirt-

schaftlichkeit. 4 Kommt bei unangemessenen Heizkosten nur ein Wohnungswechsel als 

Kostensenkungsmaßnahme in Betracht, ist der Wohnungswechsel nur dann zu fordern, 

wenn in einer alternativ zu beziehenden Wohnung insgesamt keine höheren Aufwendungen 

für Unterkunft und Heizung anfallen. 5 Die Prüfung der Unwirtschaftlichkeit eines Umzugs 

erfolgt anhand einer Prognoseentscheidung des zuständigen Trägers der Sozialhilfe unter 

Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls. 6 Gerade bei älteren Personen ist abzuwä-

gen, ob die zu erwartenden Umzugs- und Begleitkosten (im Regelfall durch Fachfirmen) 

durch die geringeren zu berücksichtigenden Aufwendungen für die Unterkunft ausgeglichen 

werden könnten. 7 Dabei ist auch die durchschnittliche Lebenserwartung in Deutschland 

gemäß der aktuellsten Veröffentlichung des statistischen Bundesamts5 miteinzubeziehen. 

8 Ist konkret absehbar, dass die leistungsberechtigte Person die zu teure Wohnung aufge-

ben und in ein betreutes Wohnen oder eine Senioreneinrichtung ziehen wird, kann ein zuvor 

veranlasster Umzug in eine kostengünstigere Wohnung bereits allein im Verhältnis zu den 

Umzugskosten unwirtschaftlich sein.  

Beispiel 1:  

                                                 
5 Periodensterbetafeln für Deutschland 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Sterbefaelle-Lebenserwartung/Publikationen/_publikationen-innen-periodensterbetafel.html
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Der leistungsberechtigte N (männlich, 77 Jahre alt) wohnt im Landkreis A. Die angemes-
senen Wohnkosten werden durch die Mieterhöhung zum 1. Juli 2022 monatlich um 7 Euro 
überschritten. N hat keine Familie oder Freunde, welche beim Umzug helfen könnten. Auch 
ist N allein nicht in der Lage, den Umzug zu bewältigen.  

Nach ersten Recherchen bei örtlichen Anbietern und Vergleichsportalen im Internet würden 
für die Durchführung des Umzugs zwischen 3 000 und 5 000 Euro Umzugskosten anfallen. 
Die durchschnittliche Lebenserwartung beträgt in Deutschland bei Männern gerundet 79 
und bei Frauen 83 Jahre. In Relation zu den zu erwartenden Ausgaben (mindestens 3 000 
Euro Umzugskosten) fallen die zu erwartenden Einsparungen durch die geringeren Auf-
wendungen für die Unterkunft (von der Angemessenheitsgrenze und der allgemeinen Le-
benserwartung ausgehend ca. 24 Monate x 7 Euro = 168 Euro) nicht ins Gewicht. Der 
Umzug ist unwirtschaftlich.  

Beispiel 2:  

Die leistungsberechtigte Person O (44 Jahre) lebt in einer Wohnung, für die eine Brutto-
kaltmiete anfällt, die die Angemessenheitsgrenze um 10 Euro monatlich überschreitet. Die 
monatlichen Heizkosten liegen jedoch um 10 Euro oder mehr unterhalb der angemessenen 
Kosten für die Heizung. Durch einen Umzug ergibt sich kein Einsparpotenzial. Ein Umzug 
ist daher nicht wirtschaftlich. Eine Kostensenkungsverfahren ist folglich nicht einzuleiten. 

35.3.6 (Verfahren)  

(1) 1 Die Kostensenkungsaufforderung muss die leistungsberechtigte Person über die un-

angemessenen Aufwendungen für die Unterkunft und/oder Heizung aufklären und sie war-

nen, dass der Anteil der Kosten der Unterkunft und/oder Heizung, welcher unangemessen 

ist, regelmäßig nur noch bis zu einem bestimmten Zeitpunkt (maximale Berücksichtigungs-

zeit vgl. 35.3.2) berücksichtigt wird. 2 Zugleich muss sie die angemessene Höhe der Unter-

kunftsaufwendungen (Bruttokaltmiete) bzw. der Aufwendungen für Heizung benennen. 

3 Sind allein die Aufwendungen für Heizung unangemessen hoch, weswegen sich die Kos-

tensenkungsaufforderung nur auf diese bezieht, und gilt keine Gesamtangemessenheits-

grenze, müssen nur die angemessenen Aufwendungen für Heizung angegeben werden. 

4 Der Sozialhilfeträger ist jedoch nicht verpflichtet, der leistungsberechtigten Person kon-

krete Vorschläge zum Senken der unangemessenen Aufwendungen zu unterbreiten und 

vor allem ist es nicht dessen Aufgabe, angemessenen Wohnraum zu vermitteln. 5 Zwar 

unterliegt er den allgemeinen Beratungspflichten (vgl. § 11). 6 Neben der Auskunft über 

allgemeine Kostensenkungsmöglichkeiten (z. B. Untervermietung) ist der Verweis z. B. auf 

mögliche Beratungsstellen für Wohnungssuchende, auf Angebote von Wohnungsgenos-

senschaften vor Ort oder kommunale Wohnungsbaugesellschaften sowie auf Inserate in 

Zeitungen (Tages- und Gratiszeitungen) und im Internet ausreichend. 7 Auf die Verpflich-

tung zum Nachweis von ausreichenden Bemühungen zur Kostensenkung (systematisch 

und nachvollziehbar dokumentiert), ist hinzuweisen.  

Beispiel:  

Person A (67 Jahre alt) wohnt in X. Die angemessenen Wohnkosten werden durch eine 
Mieterhöhung zum 1. Mai 2022 um 37 Euro überschritten. A erscheint am 10. Februar 2022 
persönlich beim Träger der Sozialhilfe, um das Mieterhöhungsschreiben abzugeben. Im 
Rahmen des ausführlichen persönlichen Gesprächs weist der Träger der Sozialhilfe darauf 
hin, dass die Wohnung ab 1. Mai 2022 um 37 Euro die angemessenen Kosten übersteigt 
und dieser unangemessene Kostenanteil nur noch bis zum 31. Oktober 2022 berücksichtigt 
werden kann. A werden Möglichkeiten zur Kostensenkung erläutert. Es ist weder ersichtlich 
noch nachgewiesen, dass A eine Kostensenkung nicht zuzumuten oder nicht möglich ist. 
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Der Inhalt des Gesprächs wird in einer Niederschrift festgehalten und von allen Gesprächs-
teilnehmenden unterschrieben. A ist eine Ausfertigung dieser Niederschrift auszuhändi-
gen.  

8 Die Kostensenkungsaufforderung ist eine Information mit Aufklärungs- und Warnfunktion. 

9 Die Information hat schriftlich zu erfolgen. 10 Über eine persönliche Beratung ist eine Nie-

derschrift zu fertigen und von allen Gesprächsteilnehmern zu unterschreiben. Eine Ausfer-

tigung ist in die Verwaltungsakte aufzunehmen und eine weitere auszuhändigen. 11 Bei der 

Kostensenkungsaufforderung handelt es sich, weil nur „Vorbereitungshandlung“, nicht um 

einen Verwaltungsakt im Sinne des § 31 SGB X. 12 Inhaltlich muss eine Kostensenkungs-

aufforderung so formuliert sein, dass sie der leistungsberechtigten Person Klarheit über die 

aus Sicht des Trägers der Sozialhilfe angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und/o-

der Heizung verschafft und einen Hinweis auf die möglichen Folgen mangelnder Kosten-

senkung enthält.  

(2) 1 Eine konkrete, direkte Rechtsfolge ergibt sich aus der Kostensenkungsaufforderung 

nicht. 2 Sofern die leistungsberechtigte Person innerhalb der gesetzten Frist auf andere 

Weise (Untervermietung, Einzug weiterer Personen, etc.) die Kosten auf ein angemesse-

nes Maß reduziert, ist die Kostensenkungsaufforderung erledigt. 3 Sollte die leistungsbe-

rechtigte Person einen Umzug in eine andere, angemessene Unterkunft beabsichtigen, ist 

der Träger der Sozialhilfe von diesem Umzugsgesuch (neue Miethöhe) in Kenntnis zu set-

zen und bei Bedarf dessen Zustimmung (z. B. für eine Mietkaution, Umzugs- oder Woh-

nungsbeschaffungskosten) einzuholen. 4 Die Zustimmung ist im Regelfall zu erteilen (vgl. 

35a.2.4.1). 5 Sofern nach Fristende die Aufwendungen der Unterkunft weiterhin unange-

messen sind und keine Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Kostensenkung besteht, 

sind nur noch die angemessenen Aufwendungen der Unterkunft bzw. der Heizung zu be-

rücksichtigen. 6 Die Aufhebung eines rechtmäßigen Dauerverwaltungsaktes während eines 

laufenden Bewilligungszeitraums ist nur möglich, wenn eine wesentliche Änderung der tat-

sächlichen oder rechtlichen Verhältnisse eintritt. 7 Daher ist bei laufenden Kostensenkungs-

verfahren der zukünftige Bewilligungszeitraum so anzupassen, dass dieser mit dem Frist-

ablauf endet.  

Beispiel:  

Person O bleibt nach Trennung von ihrem Lebensgefährten allein in der bisherigen Woh-
nung wohnen, deren monatliche Kosten nun die angemessene Bruttokaltmiete für einen 
Einpersonenhaushalt im Landkreis L um 120 Euro übersteigen. Mit Schreiben vom 6. Ja-
nuar 2023 wird O vom Träger der Sozialhilfe zur Kostensenkung aufgefordert und eine Frist 
bis zum 30. Juni 2023 gesetzt. Der laufende Bewilligungszeitraum endet zum 31. Januar 
2023. Der nächste Bewilligungszeitraum ist entsprechend der gesetzten Frist zur Kosten-
senkung festzulegen und bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung für den Zeitraum 1. Februar 2023 bis 
30. Juni 2023 zu bewilligen. 

35.4 (Festsetzung einer Pauschale für den Unterkunftsbedarf)  

Auf Ausführungen wird im Einvernehmen mit den Ländern verzichtet. 

35.5 (Festsetzung einer Pauschale für die Bedarfe für Heizung)  

Auf Ausführungen wird im Einvernehmen mit den Ländern verzichtet und im Übrigen auf 35.1.4 

(2) verwiesen. 
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35.6 (Verweise auf im § 42a geregelte spezielle Unterkunftsformen)  

1 Absatz 6 findet auf Leistungsberechtigte nach dem Vierten Kapitel keine Anwendung, da 

§ 42a für diese unmittelbar zur Anwendung kommt. 2 Der Absatz verweist lediglich für die Hilfe 

zum Lebensunterhalt auf die Regelungen im § 42a Absatz 5 und 6 für Personen, die in einer 

besonderen Wohnform leben, bzw. auf Absatz 7 für Personen, die in sonstigen Unterkünften 

leben 

35.7.0 (Regelungsziel):  

Absatz 7 räumt dem Träger der Sozialhilfe die Möglichkeit ein, für die Beurteilung der Ange-

messenheit der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung eine Gesamtangemessenheits-

grenze festzulegen. 

35.7.1 (Ermittlung der Gesamtangemessenheitsgrenze:  

1 Eine Gesamtangemessenheitsgrenze besteht aus der Summe der „angemessenen Auf-

wendungen für die Unterkunft“ und den „angemessenen Aufwendungen für die Heizung“. 

2 Die angemessenen Aufwendungen für die Unterkunft sind auch bei Bildung einer Gesamt-

angemessenheitsgrenze nach der vom BSG entwickelten Produkttherorie (vgl. 35.1.7.2) zu 

ermitteln. 3 Absatz 7 Satz 2 ermöglicht für die Ermittlung der angemessenen Heizungsauf-

wendungen die Heranziehung der Grenzwerte, wie sie bei einer getrennten Prüfung der 

Aufwendungen für Unterkunft und Heizung angewandt werden (vgl. 35.1.8).  

35.7.2 (Folgen der Gesamtangemessenheitsgrenze):  

1 Übersteigen die tatsächlichen Aufwendungen die festgelegte Gesamtangemessenheits-

grenze, kommen nach Absatz 7 Satz 3 jedoch das Kostensenkungsverfahren des Absat-

zes 3 und die Regelung des § 35a Absatz 2 Satz 2 zur Anwendung. 2 Wurde eine Gesamt-

angemessenheitsgrenze festgelegt, hat dies auch Auswirkungen auf die Karenzzeit und die 

Informationspflicht zu Beginn der Karenzzeit. 3 In der Information nach Absatz 2 ist bei Fest-

legung einer Gesamtangemessenheitsgrenze zwingend diese anzugeben. 4 Zudem ist wäh-

rend der Karenzzeit in diesen Fällen kein isoliertes Kostensenkungsverfahren bezüglich der 

Heizungsaufwendungen möglich, da die Angemessenheit der Aufwendungen für Unterkunft 

und Heizung nur gemeinsam geprüft werden kann. 

35.8 (Anwendbarkeit von § 22 Absatz 11 und 12 SGB II)  

1 Absatz 8 erklärt § 22 Absatz 11 und 12 des SGB II für entsprechend anwendbar. 2 § 22 

Absatz  11 SGB II enthält Erhebungs-, Verarbeitungs- und Übermittlungsbefugnisse bezüglich 

der in Artikel 238 § 2 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, d und e des Einführungsgesetzes zum 

Bürgerlichen Gesetzbuch genannten Daten, soweit dies für die Erstellung von Übersichten 

über die Angemessenheit von Aufwendungen für eine Unterkunft nach § 22 Absatz 1 Satz 1 

SGB II erforderlich ist. 3 Es handelt sich um Daten über den Beginn des Mietverhältnisses, die 

Art der Miete und Miethöhe sowie Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage des ver-

mieteten Wohnraums einschließlich seiner energetischen Ausstattung und Beschaffenheit. 4 § 

22 Absatz 12 SGB II bestimmt die Löschung der Daten nach Absatz 11 Satz 1 und 3, sobald 

diese für die in Absatz 11 genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. 5 Diese Regelungen 

sollen die Träger der Sozialhilfe bei der Erstellung ihres sogenannten schlüssigen Konzeptes 
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(Festlegung ihrer abstrakten Angemessenheitsgrenzen) unterstützen und eine gesonderte Er-

hebung der Daten von den Bürgerinnen und Bürgern allein für das schlüssige Konzept ver-

meiden. 

 

 36.0 (Hilfe zur Sicherung der Unterkunft (§ 36 SGB XII)) 

(1) 1 Übernahmefähige Schulden nach § 36 Absatz 1 SGB XII sind insbesondere Mietschulden, 

Energie- und Nebenkostenrückstände (z. B. Heizenergie, Warmwasser, Haushaltsenergie, 

Wasserkosten) bzw. offene Jahresendabrechnungen, die vor Eintritt der Bedürftigkeit entstan-

den sind.6 2 Bei (Haushalts-) Energiekostennachforderungen, die aufgrund übermäßigen Ver-

brauchs einen aktuellen Bedarf darstellen, kann § 37 SGB XII einschlägig sein.7 3 Die Hilfen 

zur Sicherung der Unterkunft nach § 36 SGB XII entsprechen inhaltlich der Regelung des § 22 

Absatz 8 SGB II. 4 Es wird daher auf die Vorschriften zu § 22 Absatz 8 SGB II verwiesen. 

(2) 1 § 36 Absatz 1 SGB XII setzt keinen laufenden Leistungsbezug bzw. einen Anspruch auf 

laufende Leistungen nach § 27 SGB XII voraus. 2 Es wird daher nur vorausgesetzt, dass die 

Schulden nicht ausreichend aus eigenen Mitteln beglichen werden können und die Übernahme 

zur Sicherung der Unterkunft oder Behebung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist.8 

(3) 1 Eine Ausnahme im Vergleich zur Regelung im SGB II bildet die Berücksichtigung von 

Schonvermögen. 2 Während nach den Vorschriften des SGB II ein vermögenseinsatzgesetz-

lich normiert ist, so findet sich im SGB XII hierzu keine gesetzliche Grundlage. 3 Der Einsatz 

von Schonvermögen ist daher in Fällen des § 36 SGB XII nicht durchzuführen. 

  

                                                 
6 Löcken in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 4. Auflage 2024, § 36 SGB XII, Rn. 23, 26. 
7 Löcken in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 4. Auflage 2024, § 36 SGB XII, Rn. 15. 
8 Löcken in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 4. Auflage 2024, § 36 SGB XII, Rn. 19. 


